
Einladung 

Öffentlicher Teil 

Zweckverband Stadt-Umland-Bahn Nürnberg – Erlangen – Herzogenaurach 

Verbandsversammlung 

22. Sitzung   I   Mittwoch, 1. Oktober 2025   I   14:30 Uhr

Geschäftsstelle, Besprechungsraum, Nürnberger Straße 69, 91052 Erlangen 

Öffentliche Tagesordnung 
1. Genehmigung der Niederschrift der 21. Sitzung, öffentli-

cher Teil
Beschluss 

2. Feststellung des Jahresabschlusses 2024 Beschluss 
3. Verwendung des Jahresgewinnes 2024 Beschluss 
4. Entlastung des Verbandsvorsitzenden für das Wirtschafts-

jahr 2024
Beschluss 

5. Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2026 Beschluss 
6. Stellenplan für das Wirtschaftsjahr 2026 Beschluss 
7. Haushaltssatzung für das Wirtschaftsjahr 2026 Beschluss 
8. Finanzplanung für die Jahre 2025 – 2029 Beschluss 
9. Aktueller Planungsstand Bericht 

Erlangen, 22. September 2025 

Zweckverband Stadt-Umland-Bahn Nürnberg – Erlangen – Herzogenaurach 

gez.  

Dr. German Hacker 
Verbandsvorsitzender 
Erster Bürgermeister der Stadt Herzogenaurach 
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Beschlussvorlage 
 
 

 Vorlagennummer:  
29/2025 

  

Genehmigung der Niederschrift der 21. Sitzung, öffentlicher Teil 

 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
    
ZV StUB - Verbandsversammlung 01.10.2025 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

 
 
I. Antrag 
 
Die Verbandsversammlung genehmigt die Niederschrift des öffentlichen Teils der 21. Sit-
zung. 
 
II. Begründung 
 
Die Niederschrift des öffentlichen Teils der 21. Sitzung ist der Einladung als Anlage beige-
fügt. 
 
Anlagen 
 
Niederschrift der 21. Sitzung, öffentlicher Teil 
 
 
Dokumentation 
 
1. Original: Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
2. Kopie: Zum Vorgang  
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Beschlussvorlage 

Vorlagennummer: 
30/2025 

Feststellung des Jahresabschlusses 2024 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

ZV StUB – Verbandsausschuss 01.10.2025 Ö Empfehlungsbeschluss 

ZV StUB – Verbandsversammlung 01.10.2025 Ö Beschluss 

Beteiligte Dienststellen 

I. Antrag

Die Verbandsversammlung stellt den beiliegenden Jahresabschluss für 2024 fest. 

II. Begründung

Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung vom 07.04.2025 den von der Göken, Pollak & 
Partner Treuhandgesellschaft mbH (als Rechtsnachfolger der Dr. Storg GmbH Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft) aufgestellten Jahresabschluss zur Kennt-
nis genommen und die Weiterleitung an das satzungsgemäß zuständige Rechnungsprü-
fungsamt der Stadt Nürnberg und den Wirtschaftsprüfer beschlossen. 

Der BKPV hat in seiner Prüfung auf die HGB-konforme Zinsabgrenzung zum 31.12.2024 für 
erst in 2025 ausbezahlte Zinserträge hingewiesen und dementsprechend wurde der Jahres-
abschluss ausgestaltet. 

Das Rechnungsprüfungsamt und der BKPV haben den Jahresabschluss geprüft und beilie-
gende Stellungsnahmen hierzu abgegeben.  

Gemäß Art. 34 Abs. 2 Nr. 5 KommZG i.V. mit Art 102 Abs. 3 GO stellt der Gemeinderat bzw. 
hier die Verbandsversammlung den Jahresabschluss nach Durchführung der örtlichen Prü-
fung fest. 

Anlagen 
Jahresabschluss 2024 
Lagebericht 2024 
Prüfbericht des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbands mit Wiedergabe des Bestäti-
gungsvermerks 
Bericht des Rechnungsprüfungsamtes Nürnberg 
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Dokumentation 

1. Original: Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
2. Kopie: Zum Vorgang
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1. Prüfungsauftrag 

 

An den Zweckverband Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach,   

Erlangen 

 

Die Geschäftsleitung des Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Erlangen- 

Herzogenaurach (ZV StUB), Erlangen beauftragte uns mit Schreiben vom 23.11.2023, 

den Jahresabschluss 2024 des Zweckverbandes unter Einbeziehung der Buchführung 

und den Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2024 zu prüfen sowie über das Ergebnis 

unserer Prüfung schriftlich zu berichten. Der Auftrag umfasst auch die Prüfung der Ord-

nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse. 

 

Der Zweckverband ist prüfungspflichtig gemäß Art. 107 Gemeindeordnung Bayern 

(GO) i.V. mit Art. 26 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 

(KommZG). 

 

Wir sind von dem Zweckverband unabhängig in Übereinstimmung mit den kommunal-

rechtlichen Vorschriften.  

 

Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den nach-

folgenden Bericht, der in Übereinstimmung mit den Grundsätzen ordnungsmäßiger Be-

richtserstattung bei Abschlussprüfungen (IDW PS 450 n.F.) erstellt wurde. Des Weite-

ren waren die landesrechtlichen Vorschriften (§ 7 KommPrV) zu beachten. 

 

Der Bericht enthält unter Abschnitt 2 vorweg unsere Stellungnahme zur Lagebeurtei-

lung des Verbandsvorsitzenden. 

 

Die Prüfungsdurchführung und die Prüfungsergebnisse sind in den Abschnitten 3 bis 5 

im Einzelnen dargestellt. Der aufgrund der Prüfung erteilte uneingeschränkte Bestäti-

gungsvermerk wird in Abschnitt 6 wiedergegeben.  

 

Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss, bestehend aus der Bilanz 

(Anlage 1.1), der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 1.2) und dem Anhang (An-

lage 1.3) sowie den geprüften Lagebericht (Anlage 2) beigefügt. 

 

Die rechtlichen sowie technisch-wirtschaftlichen Verhältnisse und wichtige Verträge ha-

ben wir in Anlage 3 tabellarisch dargestellt.  
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2. Stellungnahme zur Lagebeurteilung des gesetzlichen Vertreters  
 

Der Verbandsvorsitzende hat nach § 24 EBV einen Lagebericht aufgestellt, in welchem 

er den Geschäftsverlauf und die Lage des Zweckverbandes darstellt. Hierbei ist der 

Verbandsvorsitzende auf die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung einge-

gangen. Für den Inhalt des Lageberichts ist der Verbandsvorsitzende als gesetzlicher 

Vertreter des Zweckverbandes verantwortlich. 

 

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer nachfolgend Stel-

lung zur Beurteilung der Lage des Unternehmens im Jahresabschluss und im Lagebe-

richt durch den gesetzlichen Vertreter. Dabei gehen wir insbesondere auf die Beurtei-

lung des Fortbestands und der zukünftigen Entwicklung des Unternehmens unter Be-

rücksichtigung des Lageberichts ein. Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund unse-

rer eigenen Beurteilung der Lage des Unternehmens ab, die wir im Rahmen unserer 

Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts gewonnen haben. Hierzu gehö-

ren Erläuterungen und die Angabe von Ursachen zu den einzelnen Entwicklungen so-

wie eine kritische Würdigung der zugrunde gelegten Annahmen, nicht aber eigene 

Prognoserechnungen. Unsere Berichtspflicht besteht, soweit uns die geprüften Unterla-

gen eine Beurteilung erlauben. 

 

Der Verbandsvorsitzende macht im Lagebericht folgende für die Beurteilung der Lage 

des Unternehmens wesentliche Angaben: 
  

„Die Tätigkeit des ZV StUB wird gegenwärtig vollständig über Umlagen der Verbands-

mitglieder finanziert. Diese Umlagen bilden den erwarteten Kostenrahmen für das je-

weilige Wirtschaftsjahr ab. Die Haushaltssatzung unterscheidet zwischen einer Umlage 

für den Bereich des Erfolgsplans und einer Investitionsumlage.  

 

Die Höhe der Umlagen wurde anhand einer Schätzung des Finanzbedarfs im Wirt-

schaftsjahr ermittelt. Die Umlagen sind daher so hoch wie der im Wirtschaftsplan ange-

gebene Finanzbedarf, abzüglich der geplanten Entnahme aus den Rücklagen. Grund-

sätzlich sollte somit ein ausgeglichenes Ergebnis Ziel der Geschäftstätigkeit des ZV 

StUB sein. 

  

Da zum Aufstellungszeitpunkt noch ein früher liegender Zeitplan für den Planungsab-

lauf unterstellt war und die Auftragnehmer weniger Mittel in Rechnung gestellt haben, 

als unterstellt, sind die zur Verfügung stehenden Investitionsmittel bei weitem nicht 

ausgeschöpft worden. (…) 

 

Der erzielte Jahresgewinn i.H.v. 626.300,84 € übersteigt den Ansatz für 2024 (Jahres-

verlust i.H.v. 471.750,26 €) und liegt um 1.098.051,10 € über dem Planansatz. (…) 

 

Die Planung der Stadt-Umland-Bahn wird im Jahr 2025 fortgesetzt. Das Jahr 2025 wird 

dabei vom Abschluss der Verkehrsanlagen-Leistungsphase 3 im Nürnberger Abschnitt 
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geprägt sein, dem folgend die Genehmigungsplanung erstellt wird mit dem Ziel Plan-

feststellungsunterlagen für den ersten Planfeststellungsabschnitt einzureichen. 

 

Der Wirtschaftsplan 2025 wurde am 16.10.2024 von der Verbandsversammlung be-

schlossen und sieht die entsprechenden Planungskosten und die Kosten für die bau-

herrenseitige Begleitung der Planung durch die Geschäftsstelle und das Dialogforum 

vor. Im Wirtschaftsplan 2025 sind Investitionen in Höhe von 11.456.000 € enthalten.  

 

Der Wirtschaftsplan sieht einen planmäßigen Verlust in Höhe von 368.204 € vor. Dies 

entspricht dem Gewinn des Jahres 2023 und dient dessen Verrechnung mit der Er-

folgsplan-Umlage 2025 nach oben geschildertem Finanzkreislauf. Insofern ist der fi-

nanzielle Ausblick auf das laufende Jahr formal negativ, dies dient aber primär dem 

Ausgleich gegenüber dem Jahr 2023. Der im Jahresabschluss 2024 ausgewiesene 

Gewinn wird umgekehrt gemäß dieses Finanzierungskreislaufs umlagemindernd in 

dem nächsten zu erstellenden Wirtschaftsplan verrechnet.  

 

Im Bereich des Investitionsplanes zeigt ein aktueller Abgleich der Planungskosten, 

dass in Summe vsl. mit einem geringeren Mittelabfluss als mit der im Wirtschaftsplan 

veranschlagten Größenordnung zu rechnen ist. Die für Grunderwerb vorgesehenen 

Mittel sind wie zuvor beschrieben nur dann einzusetzen, wenn entsprechende Grund-

stücke auf den Markt kommen.“ 

 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die 

Beurteilung der Lage des Zweckverbandes einschließlich der dargestellten Chancen 

und Risiken der zukünftigen Entwicklung plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die La-

gebeurteilung des Verbandsvorsitzenden ist dem Umfang nach angemessen und in-

haltlich zutreffend. Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte ergeben, dass der Fortbe-

stand des Unternehmens gefährdet wäre. 

 

Die oben angeführten Hervorhebungen werden in Abschnitt 5 dieses Prüfungsberichts 

durch analysierende Darstellungen wesentlicher Aspekte der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage ergänzt. 

 

Die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage und der Liquidität ist zudem im Lage-

bericht dargestellt und erläutert. Aufgrund der uns vorgelegten Unterlagen und den bei 

unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen halten wir die Darstellung und Beurteilung 

der Lage des Unternehmens und seiner voraussichtlichen Entwicklung einschließlich 

der Beurteilung der wesentlichen Chancen und Risiken durch den Verbandsvorsitzen-

den im Jahresabschluss und im Lagebericht für zutreffend. 
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3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

 

Die Prüfung erfolgte entsprechend Art. 107 der Bayerischen Gemeindeordnung (GO) 

i.V. mit Art. 26 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG). 

 

Gegenstand unserer Prüfung war der nach den deutschen handelsrechtlichen sowie 

den ergänzenden kommunalrechtlichen Vorschriften erstellte Jahresabschluss zum 

31.12.2024, bestehend aus der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung und dem An-

hang sowie die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungs-

legung und der sie ergänzenden Bestimmungen der Verbandssatzung. Einbezogen in 

die Prüfung wurden auch die Buchführung, der Lagebericht sowie die Ordnungsmäßig-

keit der Geschäftsführung und die wirtschaftlichen Verhältnisse.  

 

Die Buchführung und die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

nach den gesetzlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung des Verbandsvorsit-

zenden; dies gilt auch für die uns gemachten Angaben. Unsere Aufgabe ist es, diese 

Unterlagen einer Prüfung dahingehend zu unterziehen, ob die gesetzlichen Vorschrif-

ten zur Rechnungslegung und die sie ergänzenden Bestimmungen der Verbandssat-

zung beachtet worden sind.  

 

Den Lagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den 

bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und ob er insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage des Unternehmens vermittelt. Dabei haben wir auch ge-

prüft, ob die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dargestellt 

sind. Die Prüfung hat sich auch darauf erstreckt, ob die gesetzlichen Vorschriften zur 

Aufstellung des Lageberichts beachtet worden sind.  

 

Eine Überprüfung von Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbeson-

dere ob alle Wagnisse berücksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Ge-

genstand unseres Prüfungsauftrages. 

 

Bei Durchführung unserer Jahresabschlussprüfung haben wir die Vorschriften der 

§§ 316 ff. HGB sowie § 25 Abs. 2 EBV und die vom IDW festgelegten deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prüfungs-

standards für weniger komplexe Einheiten beachtet. Danach haben wir unsere Prüfung 

problemorientiert - jedoch ohne spezielle Ausrichtung auf eine Unterschlagungsprü-

fung - so angelegt, dass wir Unregelmäßigkeiten und Verstöße gegen die gesetzlichen 

Vorschriften, die sich auf die Darstellung des den tatsächlichen Verhältnissen entspre-

chenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs wesent-

lich auswirken, hätten erkennen müssen.  

 

Gemäß § 317 Abs. 4a HGB erstreckt sich die Prüfung nicht darauf, ob der Fortbestand 
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des geprüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Ge-

schäftsführung zugesichert werden kann. 

 

Der Prüfung liegt ein risiko- und prozessorientierter Prüfungsansatz zugrunde. 

 

Im Rahmen der Prüfungsplanung haben wir uns einen Überblick über die Geschäftstä-

tigkeit und das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Unternehmens verschafft, um 

die Geschäftsrisiken zu bestimmen, die zu wesentlichen Fehlern in der Rechnungsle-

gung führen können. Dazu haben wir die Verbandssatzung sowie wichtige Verträge 

und Sitzungsprotokolle eingesehen. Prüfungsrelevante Informationen haben wir bei 

Prüfungsbeginn vom Vorsitzenden der Verbandsversammlung angefordert. Soweit er-

forderlich, haben wir die Informationen bei der Prüfungsplanung berücksichtigt. 

 

Auf dieser Grundlage sowie unter Berücksichtigung der Organisation des Rechnungs-

wesens und des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems haben wir eine 

prüffeldbezogene Risikobeurteilung vorgenommen sowie den Umfang analytischer und 

einzelfallorientierter Prüfungshandlungen festgelegt. Bei den Einzelfallprüfungen haben 

wir das Verfahren der bewussten Auswahl zu Grunde gelegt.  

 

Bei der Prüfung des Anlagevermögens haben wir uns in Stichproben von der ordnungs-

gemäßen Bilanzierung der Anlagenzugänge vergewissert. 

 

Von der zutreffenden Bilanzierung der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistun-

gen haben wir uns durch alternative Prüfungshandlungen überzeugt. Bankbestätigun-

gen haben wir zur Prüfung der geschäftlichen Beziehungen von Kreditinstituten einge-

holt. 

 

Bei der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen 

Verhältnisse haben wir den Prüfungsstandard des IDW (IDW PS 720) beachtet.  

 

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns geprüfte und mit dem uneinge-

schränkten Bestätigungsvermerk versehene Vorjahresabschluss (Prüfungsbericht 

vom 29.07.2024). Der Vorjahresabschluss wurde am 16.10.2024 durch die Verbands-

versammlung festgestellt. 

 

Die benötigten Prüfungsunterlagen für die laufende Prüfung waren vorbereitet und 

standen uns uneingeschränkt zur Verfügung. Alle von uns erbetenen Auskünfte, Auf-

klärungen und Nachweise sind uns von den zur Auskunft benannten Mitarbeitern be-

reitwillig erbracht worden. Die Vollständigkeitserklärung des Verbandsvorsitzenden 

vom 08.08.2025 haben wir zu unseren Prüfungsunterlagen genommen. 

 

Die Prüfungsarbeiten wurden in der Zeit vom 14.07. bis 08.08.2025 durch Frau Dipl.-

Kfm. Gunselmann (mit Unterbrechungen) durchgeführt.  
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4. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

 

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

 

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

 

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach unseren 

Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der 

Verbandssatzung. 

 

Die Bücher werden nach dem System der kaufmännischen doppelten Buchführung 

ordnungsgemäß geführt. Die Geschäftsvorfälle des Zweckverbandes wurden von der 

damit beauftragen Dr. Storg GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesell-

schaft, Nürnberg über das EDV-gestützte Rechnungswesensystem der DATEV „FIBU“ 

verbucht. Für individuelle EDV-Anwendungen sind in der Geschäftsstelle des ZV StUB 

mehrere vernetzte Computer vorhanden. 

 

Das vom Zweckverband eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsys-

tem (IKS) sieht dem Geschäftszweck und -umfang angemessene Regelungen zur  

Organisation und Kontrolle der Arbeitsabläufe vor. Die Verfahrensabläufe in der Buch-

führung haben im Berichtszeitraum keine nennenswerten organisatorischen Verände-

rungen erfahren. 

 

Die Organisation der Buchführung und das rechnungslegungsbezogene interne Kon-

trollsystem ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfas-

sung und Buchung der Geschäftsvorfälle. Der Kontenplan ist ausreichend gegliedert, 

das Belegwesen ist klar und übersichtlich geordnet. Die Bücher wurden zutreffend mit 

den Zahlen der von uns geprüften Vorjahresbilanz eröffnet und insgesamt während des 

gesamten Wirtschaftsjahres ordnungsgemäß geführt. 

 

Die Informationen, die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommen wurden, 

führen zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und 

Lagebericht. 

 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Un-

terlagen (einschließlich Belegwesen, internes Kontrollsystem und Planungsrechnun-

gen) nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung entsprechen. Die Prüfung ergab keine Be-

anstandung. 
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4.1.2 Jahresabschluss 

 

Gemäß § 16 Abs. 1 der Verbandssatzung erfolgt die Wirtschaftsführung des ZV StUB 

nach den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung. Der Jahresabschluss des  

ZV StUB ist daher nach den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV) 

aufzustellen. 

 

Der Jahresabschluss 2024 besteht aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und An-

hang. Er ist unserem Bericht als Anlage 1 beigefügt. Die Gliederung entspricht den 

Vorschriften der EBV.  

 

Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind grundsätzlich ordnungsgemäß aus der 

Buchführung und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet; die Ansatz-, Ausweis- 

und Bewertungsvorschriften wurden beachtet.  
 

Wir weisen darauf hin, dass im Anlagennachweis die Anlagenzugänge mit Anlagenab-

gängen saldiert dargestellt wurden. Die Abgänge resultieren aus der verrechneten Kos-

tenbeteiligung an die Stadt Erlangen und dem staatlichen Bauamt. Die Anlagenab-

gänge wurden in der Gewinn- und Verlustrechnung unter dem Posten Verminderung 

des Bestandes an fertigen und unfertigen Erzeugnissen ausgewiesen.  

 

Auskunftsgemäß soll künftig die Bilanzierung der verauslagten und in Rechnung ge-

stellten Kosten im Umlaufvermögen dargestellt werden. 
 

 

Soweit in der Bilanz oder in der Gewinn- und Verlustrechnung Darstellungswahlrechte 

bestehen, erfolgen die entsprechenden Angaben weitgehend im Anhang. 

 

Das Wirtschaftsjahr 2024 schließt mit einer Bilanzsumme von 39.801.990,99 € und ei-

nem Jahresgewinn von 626.300,84 €. 

 

In dem vom ZV StUB aufgestellten Anhang (Anlage 1.3) sind die auf die Bilanz und die 

Gewinn- und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

ausreichend erläutert. Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben sowie die wahlweise 

in den Anhang übernommenen Angaben zur Bilanz sowie zur Gewinn- und Verlust-

rechnung sind vollständig und zutreffend dargestellt.  

 

Der Jahresabschluss entspricht den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie den Regelungen der Verbandssat-

zung. Die Prüfung ergab keine Beanstandungen. 
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4.1.3 Lagebericht 

 

Der Lagebericht steht mit dem Jahresabschluss sowie den bei der Prüfung gewonne-

nen Erkenntnissen im Einklang; er vermittelt insgesamt eine zutreffende Vorstellung 

von der Lage des Unternehmens. Die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-

lung wurden zutreffend dargestellt. Der Lagebericht entspricht in allen wesentlichen 

Belangen den gesetzlichen Vorschriften. 
 
 
 
4.2   Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

 

Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Jahresabschluss insgesamt, d.h. als Gesamt-

aussage des Jahresabschlusses - wie sie sich aus dem Zusammenwirken von Bilanz, 

Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang ergibt - unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens vermittelt (§ 264 

Abs. 2 HGB). 

 

Zur Darstellung der wesentlichen Bewertungsgrundlagen verweisen wir auf die ent-

sprechenden Angaben im Anhang (Anlage 1.3). Die im Vorjahresabschluss angewand-

ten Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften wurden beibehalten. Einseitig ausge-

übte Ermessensspielräume und sachverhaltsgestaltende Maßnahmen wurden uns 

nicht bekannt. 

 

Die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens haben wir in Abschnitt 5 

dargestellt. Einflüsse, die das Jahresergebnis sowie die finanzwirtschaftliche Lage 

nicht unwesentlich beeinflusst haben, sind bei diesen Analysen im Einzelnen aufge-

führt und erläutert. 

 

 
 
5. Feststellungen zu den wirtschaftlichen Verhältnissen und zur Ord-

nungsmäßigkeit der Geschäftsführung 

 

Über das Ergebnis der Prüfung nach Art. 107 Abs. 3 GO, das sich unmittelbar auf den 

Jahresabschluss oder Lagebericht bezieht, berichten wir in diesem Berichtsabschnitt. 

 

Gemäß Art. 107 Abs. 3 GO erstreckt sich die Prüfung auch auf die Entwicklung der 

Vermögens- und Ertragslage sowie die Liquidität und Rentabilität, die verlustbringen-

den Geschäfte und die Ursachen der Verluste, wenn diese Geschäfte und die Ursa-

chen für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung waren sowie auf die Ord-

nungsmäßigkeit der Geschäftsführung. 
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Zur analytischen Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage haben wir die 

Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirtschaftlichen 

Gesichtspunkten geordnet, wobei sich die Darstellung auf eine kurze Entwicklungs-

analyse beschränkt. Die Analyse ist nicht auf eine umfassende Beurteilung der wirt-

schaftlichen Lage des Zweckverbandes ausgerichtet. Zudem ist die Aussagekraft von 

Bilanzdaten - insbesondere aufgrund des Stichtagsbezugs der Daten - relativ begrenzt. 
 
 
 
5.1 Darstellung der Vermögens- und Finanzlage 

 

5.1.1 Bilanzaufbau 

 

In der folgenden Bilanzübersicht sind die Posten zum 31.12.2024 nach wirtschaftlichen 

und finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst und den entsprechenden Bilanz-

posten zum 31.12.2023 gegenübergestellt. Die Einzelposten der Bilanz sind gegenei-

nander aufgerechnet, soweit sie kein echtes Vermögen bzw. keine echten Schulden 

darstellen. 

 

Zur Darstellung der Vermögensstruktur werden die Bilanzposten der Aktivseite dem 

langfristig (Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. dem mittel- und kurzfristig gebundenen 

Vermögen zugeordnet.  

 

Zur Darstellung der Kapitalstruktur werden die Bilanzposten der Passivseite dem  

Eigen- bzw. Fremdkapital zugeordnet, wobei innerhalb des Fremdkapitals eine Zuord-

nung nach langfristiger (Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. mittel- und kurzfristiger Ver-

fügbarkeit erfolgt.  
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Bilanzaufbau 31.12.2023 

T€ 

 

% 

31.12.2024 

T€ 

 

% 

Aktivseite     

Langfristig     

Immaterielle Vermögensgegenstände,  

Sachanlagen 

 

  14.765 

 

  47 

 

  19.012 

 

  48 

 

Kurzfristig 

    

Forderungen 480 1 1.085 3 

Flüssige Mittel   16.466   52   19.705   49 

 16.946 53 20.790 52 

Summe 31.711 100 39.802 100 

Passivseite     

Langfristig     

Eigenkapital 1.160 4 1.787 4 

Rückstellungen 421 1 456 1 

Sonderposten aus Investitionsumlagen   14.765   47   19.012   48 

 16.346 52 21.255 53 

Kurzfristig     

Verbindlichkeiten und Rückstellungen 15.365 48 18.547 47 

Summe 31.711 100 39.802 100 

 

 

Der Bilanzaufbau ist von der vollständigen Finanzierung des Anlagevermögens (Sach-

anlagen und immaterielle Vermögensgegenstände) durch Investitionsumlagen der Ver-

bandsmitglieder geprägt.  

 

Die Bilanzsumme nahm gegenüber dem Vorjahr um 8,091 Mio € auf 39,802 Mio € zu. 

 

Auf der Aktivseite erhöhte sich das Anlagevermögen um 4,247 Mio €, dessen Anteil 

an der Bilanzsumme um 1 %-Punkte auf 48 % anstieg. Das Umlaufvermögen, das zu 

95 % (i.Vj. 97 %) aus Bankguthaben besteht, stieg um 3,844 Mio € auf 20,790 Mio €. 

 

Auf der Passivseite erhöhte sich das Eigenkapital infolge des Jahresgewinns auf 

1,787 Mio €. Die Eigenkapitalausstattung ist mit unverändert 4 % der Bilanzsumme 

nicht zufriedenstellend. 

 

Da die Finanzierung des ZV StUB ausschließlich über Verbandsumlagen erfolgt, 
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kommt der finanzwirtschaftlichen Beurteilung der Eigenkapitalausstattung nachgeord-

nete Bedeutung zu. 

 

Der Sonderposten aus Investitionsumlagen stieg entsprechend der Zunahme des Anla-

gevermögens um 4,247 Mio € auf 19,012 Mio €. Der Sonderposten umfasst korrespon-

dierend zum Anlagevermögen ebenfalls 48 % (i.Vj. 47 %) der Bilanzsumme. 

 

Die langfristigen Kapitalposten erhöhten sich insgesamt um 1 %-Punkt auf 53 % der 

gestiegenen Bilanzsumme. 

 

Die kurzfristigen Verbindlichkeiten und Rückstellungen, im Wesentlichen erhaltene und 

noch nicht verwendete Umlagen der Verbandsmitglieder, nahmen um 3,182 Mio € auf 

18,547 Mio € zu; anteilig betragen sie 47 % (i.Vj. 48 %) der höheren Bilanzsumme. 

 

Der Bilanzaufbau ist nicht zu beanstanden. 

 

 

5.1.2 Kapitalflussrechnung 

 

Zur Beurteilung der Finanzlage wurde von uns die nachstehende Kapitalflussrechnung 

auf der Grundlage des Finanzmittelfonds (= kurzfristig verfügbare flüssige Mittel) er-

stellt. 
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Kapitalflussrechnung 2023 

T€ 

2024 

T€ 

Periodenergebnis 368 626 

Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 10 21 

Zu-/Abnahme der Rückstellungen:   

Zunahme der Pensionsrückstellungen 24 35 

Zunahme der langfristigen sonstigen Rückstellungen 1 1 

Zunahme der kurzfristigen sonstigen Rückstellungen 123 128 

Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen/Erträge:   

Auflösung der Investitionsumlagen - 10 - 69 

Verlust aus dem Abgang von Gegenständen des AV 0 48 

Zunahme der Vorräte, Forderungen aus LL sowie anderer Ak-

tiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzu-

ordnen sind 

 

 

- 107 

 

 

- 604 

Zunahme (i.Vj. Abnahme) der Verbindlichkeiten aus LL sowie 

anderer Passiva, die nicht der Investitions- oder Finanzie-

rungstätigkeit zuzuordnen sind 

 

 

- 47 

 

 

318 

Cash Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 362 504 

Auszahlungen für Investitionen in das SAV, saldiert mit der  

Bestandsminderung AiB 

 

- 3.504 

 

- 4.316 

Auszahlungen für Investitionen in das imm. AV - 15 0 

Cash Flow aus der Investitionstätigkeit - 3.519 - 4.316 

Einzahlungen aus Investitionsumlagen 5.662 7.052 

Cash Flow aus der Finanzierungstätigkeit 5.662 7.052 

Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 2.505 3.240 

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode  13.961 16.466 

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 16.466 19.706 

 

 

Der Cash Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit war mit 504 T€ positiv.  

 

Der Cash Flow aus der Finanzierungstätigkeit resultiert aus den Investitionsumlagen 

der Verbandsmitglieder. Damit wurden die mit der Bestandsminderung saldierten In-

vestitionen in das Sachanlagevermögen vollumfänglich finanziert.  

 

Die Finanzlage ist daher nicht zu beanstanden. 
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5.2 Darstellung der Ertragslage (Erfolgsvergleich, Aufwands- und Ertragsbeur-

teilung) 
 

Grundlage für die Aufwands- und Ertragsbeurteilung bilden die Gewinn- und Verlust-

rechnungen 2023 und 2024. 

 

 

Erfolgsvergleich 2023 

T€ 

2024 

T€ 

Entwicklung 

2023 = 100 

2023 

in % 

2024 

in % 

Bestandsminderung Anlagen im Bau 0 309 - 0 10 

Personalaufwand 1.523 1.565 103 47 49 

Abschreibungen 10 21 210 0 1 

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 42 22 52 1 1 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.690 1.245 74 52 39 

Betriebliche Aufwendungen 3.265 3.162 97 100 100 

  Umsatzerlöse 1 1 100 0 0 

Aktivierte Eigenleistungen    487    549 113   13   14 

Sonstige betriebliche Erträge 2 19 - 0 1 

 - Verbandsumlage Erfolgsplan 2.035 1.800 88 56 47 

 - Kostenbeteiligungen Ostast 887 451 51 24 12 

 - Kostenbeteiligungen aufgrund  

   sonstiger Vereinbarungen 

 

0 

 

309 

 

- 

 

0 

 

8 

 - Auflösung Sonderposten 10 69 - 0 2 

Finanzerträge 211 590 280 7 16 

Betriebserträge 3.633 3.788 104 100 100 

Betriebsergebnis 368 626 170   

 

 

Der Bestandsminderung Anlagen im Bau stehen die korrespondierenden Kostenbeteili-

gungen der Stadt Erlangen und des staatlichen Bauamts gegenüber. 

 

Der Personalaufwand nahm insbesondere aufgrund der Zuführung zur Pensionsrück-

stellung zu. 

 

Die Abschreibungen betreffen im Wesentlichen Betriebs- und Geschäftsausstattung.  

 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten im Wesentlichen Aufwendungen 

für die Einbindung des Ostastes in die weiteren Planungen in Höhe von 374 T€ und 

deutlich gestiegene Aufwendungen für allgemeine Werbemaßnahmen in Höhe von  

305 T€. Daneben betreffen sie hauptsächlich Aufwendungen für Veranstaltungen im 
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Rahmen des Dialogforums, Aufwendungen für die angemieteten Räumlichkeiten der 

Geschäftsstelle und für die Dienstleistungen der Stadt Erlangen aufgrund des Ge-

schäftsbesorgungsvertrages. 

 

Die betrieblichen Aufwendungen nahmen um 103 T€ auf 3,162 Mio € ab.  

 

Die Betriebserträge, die im Wesentlichen die Verbandsumlagen des Erfolgsplans um-

fassen, verzeichneten einen Anstieg um insgesamt 155 T€ auf 3,788 Mio €. Erwäh-

nenswert sind insbesondere die deutlich um 379 T€ auf 590 T€ gestiegenen Zinser-

träge aus Termin- und Kündigungsgeldanlagen. 

 

Im Berichtsjahr wurde ein Jahresgewinn von 626 T€ nach einem Jahresgewinn von 

368 T€ im Vorjahr ausgewiesen. 

 

Die Ertragslage ist als zufriedenstellend zu bewerten. 

 

 

5.3 Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 

 

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des Art. 107 GO beach-

tet und berichten entsprechend dem Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG unter 

Verwendung des hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der 

Finanzen, dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten 

IDW PS 720 „Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG“. 

 

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d.h. mit 

der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handels-

rechtlichen Vorschriften und den Bestimmungen der Verbandssatzung geführt worden 

sind. 

 

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht in der Anlage 4 darge-

stellt. Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten er-

geben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der 

Geschäftsführung von Bedeutung sind. 

 

Ein geeignetes Risikofrüherkennungssystem ist eingerichtet. 
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6. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 
 

Für den Jahresabschluss und den Lagebericht 2024 in der aus den Anlagen 1 und 2 

ersichtlichen Fassung haben wir am 08.08.2025 folgenden uneingeschränkten Bestäti-

gungsvermerk erteilt: 

 

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers:  
 

An den Zweckverband Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach,  

Erlangen 

 

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss des Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-

Erlangen-Herzogenaurach (ZV StUB), Erlangen - bestehend aus der Bilanz zum 

31.12.2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 

01.01.2024 bis zum 31.12.2024 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung  

der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den 

Lagebericht des Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Erlangen-Herzogen-

aurach, Erlangen für das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2024 bis zum 31.12.2024 geprüft. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse be-

stätigen wir nach § 7 Abs. 4 Nrn. 2 und 3 KommPrV: 
 

Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach unserer pflichtgemäßen 

Prüfung den Rechtsvorschriften und der Verbandssatzung. Der Jahresabschluss ver-

mittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den ge-

setzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 

Zweckverbandes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend dar. 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts entsprechend 

§ 317 HGB und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Beachtung der KommPrV und der 

vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für 

weniger komplexe Einheiten durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vor-

schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für 
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die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-

merks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Zweckverband unabhängig in 

Übereinstimmung mit den kommunalrechtlichen Vorschriften und haben unsere Pflich-

ten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, 

dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 

als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 

zu dienen. 

 
Sonstige Informationen 
 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Verbandsausschusses für den 

Jahresabschluss und den Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-

ses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung in allen wesentlichen Belangen 

entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Zweckverbandes ver-

mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, 

die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-

führung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses 

zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolo-

sen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädi-

gungen) oder Irrtümern ist. 

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-

antwortlich, die Fähigkeit des Zweckverbandes zur Fortführung der Unternehmenstätig-

keit zu beurteilen. Des Weiteren haben die gesetzlichen Vertreter die Verantwortung, 

Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 

einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-

wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 

Gegebenheiten entgegenstehen. 
 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lage-

berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbandes ver-

mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 

steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung entspricht und die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 

Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 

notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung 

mit den anzuwendenden Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung zu ermöglichen, 

und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen 

zu können. 
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Der Verbandsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungsle-

gungsprozesses des Zweckverbandes zur Aufstellung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts 
 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage des Zweckverbandes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 

dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 

Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung Bayern entspricht und 

die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 

Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 

zum Lagebericht beinhaltet. 

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 

dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Be-

achtung der KommPrV und der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW 

Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten durchgeführte Prüfung eine we-

sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolo-

sen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 

wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 

auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftli-

chen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-

sche Grundhaltung. Darüber hinaus 

 

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtü-

mern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch 

sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen 

Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-

den, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 

Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 

Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 
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– gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses rele-

vanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevan-

ten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter 

den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-

fungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Zweckverbandes abzugeben. 

 

– beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewand-

ten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 

Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Anga-

ben. 

 

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 

eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-

heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Zweckverbandes zur 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 

kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Be-

stätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im  

Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 

sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfol-

gerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks er-

langten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können je-

doch dazu führen, dass der Zweckverband seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr 

fortführen kann. 

 

– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresab-

schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde-

liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 

 

– beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-

setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Zweckver-

bandes. 

 

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 

geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-

kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten be-

deutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-
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kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsur-

teil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annah-

men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 

künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplan-

ten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellun-

gen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unse-

rer Prüfung feststellen. 

 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen  
 

Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß § 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV 

 

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 

 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Zweckverbandes i.S. von 

§ 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Wirtschaftsjahr vom 01.01.2024 bis zum 31.12.2024 be-

fasst.  

 

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten bestätigen wir zu den wirtschaftlichen 

Verhältnissen nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV:  

 

Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie geben keinen Anlass zu Bean-

standungen.  

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftlichen Verhältnisse des 

Zweckverbandes sowie für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie da-

für als notwendig erachtet haben. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers 

 

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstat-

tung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fra-

genkreise 11 bis 16, durchgeführt. 
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Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der Beantwortung der 

Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu 

wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht Aufgabe des Ab-

schlussprüfers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der gesetzlichen 

Vertreter und die Geschäftspolitik zu beurteilen.“ 

 

 

 

 

 München, 08.08.2025 

  Bayerischer Kommunaler 

  Prüfungsverband 

 

 

 

                                                                                               Christian Baumann 

                                                                                               Wirtschaftsprüfer 
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7. Schlussbemerkung 

 

Den vorstehenden Prüfungsbericht haben wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 

Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschluss-

prüfungen (IDW PS 450 n.F.) erstellt. 

 

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks über die gesetzli-

chen Veröffentlichungs- bzw. Offenlegungspflichten hinaus bedarf unserer vorherigen 

Zustimmung; auf § 328 HGB wird verwiesen. 

 

 

 

 

  

 

 München, 08.08.2025 

Bayerischer Kommunaler  

Prüfungsverband 
 

             
             Christian Baumann 

Wirtschaftsprüfer 
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AKTIVA

BILANZ zum 31. Dezember 2024

Zweckverband Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Eriangen-Herzogenaurach, 91052 Erlangen

Anlage 1

Seite 1

PASSIVA

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Entgeltlich erworbene Konzessionen,
gewerbliche Schutzrechte und ähn
liche Rechte und Werte sowie

Lizenzen an solchen Rechten und

Werten

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche
Rechte mit Geschäfts- Betriebs- und

-  anderen Bauten

2. Betriebs- und Geschäftsausstattung

3. Geleistete Anzahlungen und Anlagen
im Bau

Summe Anlagevermögen

B. Umlaufvermögen

I. Forderungen und sonstige Vermögens
gegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen

2. Sonstige Vermögensgegenstände

Geschäftsjahr
EUR EUR

Vorjahr
EUR

5.834,00 10.834,00

303.251,54

68.314,00

18.634.440,55

214.247,45

74.172,00

14.465.462,37

19.006.006,09 14.753.881,82

19.011.840,09 14.764.715,82

368.782,56

705.279,00

0,00

439.242,17

1.074.061,56 439.242,17

A. Eigenkapital

I. Rücklagen

1. Allgemeine Rücklage

II. GewInn-A/eriust des Vorjahres

III. Jahresgewinn

Summe Eigenkapital

B. Sonderposten für Investitionsumla
gen

C. Rückstellungen

1. Rückstellungen für Pensionen und
ähnliche Verpflichtungen

2. sonstige Rückstellungen

D. Verbindlichkeiten

1. Erhaltene Anzahlungen auf Bestel
lungen

2. Verbindlichkelten aus Lieferungen
und Leistungen

3. sonstige Verbindlichkelten

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR EUR

839.954,52

626.300,84

320.438,49 145.596,10

646.592,71

368.204,20

418.025,00

525.007,26

618.517,84

315.567,49

17.126.156,46

1.786.693,85 1.160.393,01

.19.011.840,09 14.764.715,82

382.954,00

396.060,84

943.032,26 779.014,84

411.730,23

203.946,70

14.390.749,34

18.060.241,79 15.006.426,27

Übertrag 20.085.901,65 15.203.957,99 Übertrag 39.801.807,99 31.710.549,94
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Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband Anlage 3.1  Blatt 1 
 

 

 

3.1  Rechtliche Grundlagen  

 

Unternehmen Zweckverband Stadt-Umland-Bahn  

Nürnberg - Erlangen - Herzogenaurach  

 

Rechtsform Der Zweckverband führt seit 01.01.2018 das Unterneh-

men „Planung, Bau und Betrieb der Stadt-Umland-Bahn 

Nürnberg - Erlangen - Herzogenaurach“ gemäß Art. 88 

Abs. 6 der Gemeindeordnung (GO) als Regiebetrieb 

nach den Vorschriften über die Wirtschaftsführung der  

Eigenbetriebe (§ 16 Abs. 1 Verbandssatzung). 

 

Sitz Erlangen 

 

Wirtschaftsjahr Kalenderjahr 

 

Verbandssatzung 16.04.2016 

 

Änderung der Verbands-

satzung 

zuletzt 2. Änderung vom 16.12.2021 betreffend § 4, Er-

weiterung der Aufgaben um die Sicherstellung der Ver-

knüpfung mit anderen Verkehrsträgern 

 

Verbandsmitglieder Die Städte Nürnberg, Erlangen und Herzogenaurach 

 

Stammkapital Nicht festgelegt 

 

Aufgaben des Zweckver-

bandes 

a)  Der Zweckverband hat die Aufgaben, für seine Ver-

bandsmitglieder die Stadt-Umland-Bahn Nürnberg - 

Erlangen - Herzogenaurach zu planen, zu bauen und 

zu betreiben. Der Zweckverband kann sich zur Erfül-

lung dieser Aufgaben Dritter bedienen. 

b)  Zu den Aufgaben gehört es auch, die Verknüpfung 

der Stadt-Umland-Bahn mit anderen Verkehrsträgern 

sicherzustellen, z.B. durch Planung, Bau und Betrieb 

zusätzlicher Park+Ride-Anlagen. 

c)  Der Zweckverband hat ferner die Aufgabe, Fördermit-

tel des Bundes und des Freistaats Bayern, insbeson-

dere solche nach den Gemeindeverkehrsfinanzie-

rungsgesetzen und dem Gesetz über den öffentlichen 

Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG) in den 

jeweils geltenden Fassungen zu beantragen und zu 

vereinnahmen. 
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Verbandsorgane Verbandsversammlung (§§ 6 ff. Verbandssatzung) 

Verbandsausschuss (§§ 12 ff. Verbandssatzung) 

Verbandsvorsitzender (§ 14 Verbandssatzung) 

 

Verbandsausschuss 

 

Gesetzliche Vertreter der Verbandsmitglieder,  

Vorsitzender ist der jeweilige Verbandsvorsitzende 

 

Verbandsvorsitzender Verbandsvorsitzender ist jeweils für zwei Jahre der ge-

setzliche Vertreter eines Verbandsmitglieds 

 

Herr Oberbürgermeister Dr. Florian Janik, Erlangen 

 

Deckung des Finanz- 

bedarfs (§ 17 Abs. 3 Ver-

bandssatzung) 

Die ungedeckten Aufwendungen für Planung, Bau und 

Unterhalt der Infrastruktur der Stadt-Umland-Bahn sowie 

für die Geschäftsstelle werden nach dem Verhältnis der 

Trassenlängen auf den jeweiligen Gebieten der Ver-

bandsmitglieder auf diese umgelegt: 

 

Stadt Erlangen 62,74 v.H. 

Stadt Nürnberg 20,86 v.H. 

Stadt Herzogenaurach 16,40 v.H. 

 

Geschäftsstelle Erlangen 

 

Geschäftsleiterin Frau Mandy Guttzeit 
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3.2 Wichtige Verträge 

 

Stadt Erlangen Rahmen-Geschäftsbesorgungsvertrag mit der Stadt  

Erlangen vom 16.12./23.12.2016, mit Wirkung ab 

16.04.2016. Vertragsgegenstand sind die Leistungen der 

Stadt Erlangen für den Zweckverband, insbesondere 

Leistungen des Personal- und Organisationsamts, der 

Stadtkämmerei mit Stadtkasse und des eGovernment-

Centers.  

Nachtrag Nr. 1 vom 24.04.2017 erweitert die Leistungen 

des Rechtsamts. 

Nachtrag Nr. 2 vom 03.07.2018 regelt die Wahrnehmung 

der Tätigkeit des Datenschutzbeauftragten und dessen 

Stellvertreter durch die Datenschutzbeauftragten der 

Stadt Erlangen. 

 

Nachtrag Nr. 3 vom 08.11.2019 beinhaltet die Unterstüt-

zung des Liegenschaftsamts bei allen Grundstücksange-

legenheiten. 

 

Nachtrag Nr. 4 vom 16.12./21.12.2020 aktualisiert die 

Leistungen des Rechtsamts und des Revisionsamts so-

wie die Vergütungen und sonstigen Kosten. 

 

Nachtrag Nr. 5 vom 10.01./07.02.2022 überträgt die 

Wahrnehmung der Bauherrenaufgaben auf das Tiefbau-

amt im Rahmen der Errichtung von neuen Park+Ride  

Anlagen. 

 

Stadt Nürnberg Rahmen-Geschäftsbesorgungsvertrag vom 

19.10./30.10.2017, mit Wirkung ab 01.08.2017. 

Vertragsgegenstand sind die Leistungen der Stadt Nürn-

berg für den Zweckverband, insbesondere Planungsleis-

tungen des Verkehrsplanungsamtes für den Strecken- 

abschnitt auf dem Nürnberger Stadtgebiet.  

 

Stadt Erlangen, Land-

kreise Erlangen-

Höchstadt und Forch-

heim 

Zweckvereinbarung vom 23./24.11.2021, in Kraft ab 

16.12.2021, über die Einbindung des Ost-Astes der be-

teiligten Gebietskörperschaften in die weiteren Planun-

gen 
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Mietvertrag Mietvertrag über die Anmietung von Räumlichkeiten in der  
Nürnberger Straße 69/71, Erlangen vom 12.12./18.12.2019, für 
den Zeitraum 01.04.2020 bis 31.03.2025. Das Mietverhältnis 
wurde mit Nachtrag Nr. 3 vom 24.09./09.10.2024 bis 31.03.2030 
verlängert, verbunden mit einer Verlängerungsoption.  
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3.3 Technisch-wirtschaftliche Grundlagen 

 
Die Stadt-Umland-Bahn soll künftig als Straßenbahn die Städte Nürnberg, Erlangen 

und Herzogenaurach verbinden und als leistungsfähige und umweltschonende Alter-

native zum PKW-Verkehr die Zukunft der Region mit sichern. 

 

Nach zweijähriger Planungsphase, in der die beauftragten Ingenieurbüros über 

100 mögliche Streckenführungen für die Stadt-Umland-Bahn auf dem Abschnitt  

Nürnberg - Erlangen - Herzogenaurach intensiv betrachtet haben, wurden die Plan- 

unterlagen für die Vorzugstrasse bei der Regierung von Mittelfranken eingereicht.  

Am 04.07.2019 hat die Regierung von Mittelfranken das Raumordnungsverfahren  

eingeleitet und am 24.01.2020 abgeschlossen. Als zuständige Landesplanungsbe-

hörde hat sie die Planung als raumverträglich beurteilt. Der nächste große Meilenstein 

ist das sogenannte "Planfeststellungsverfahren" für den Abschnitt Nürnberg (1. Plan-

feststellungsabschnitt). Voraussichtlich in 2025 sollen die Unterlagen finalisiert werden. 
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Berichterstattung über die Prüfung nach Art. 107 GO entsprechend dem 

Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG 

 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 

  

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung  

sowie individualisierte Offenlegung der Organbezüge 

  

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan 

für die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus 

schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Ge-

schäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen 

diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 

  

 Die Aufgabenverteilung für die Organe und die dafür maßgebenden Regelungen 

sind in der Verbandssatzung sowie im KommZG geregelt. Es haben sich keine An-

haltspunkte ergeben, dass diese Regelungen nicht sachgerecht gewesen wären. 

  

  

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und 

wurden Niederschriften hierüber erstellt? 

  

 Im Berichtsjahr haben zwei Sitzungen des Verbandsausschusses und zwei Ver-

bandsversammlungen stattgefunden. Die Niederschriften lagen uns vor.  

 

   

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S. des § 125 Abs. 1 

Satz 5 AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

  

Der Verbandsvorsitzende war im Berichtsjahr Herr Dr. Florian Janik, Oberbürger-

meister der Stadt Erlangen. Im Rahmen dieser Funktion ist er in Aufsichtsräten 

von Eigengesellschaften der Stadt Erlangen tätig. 

 

   

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) 

individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt 

nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger 

Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 

  

 Die Organmitglieder erhalten Entschädigungen gemäß der Entschädigungssat-

zung. Die dafür erforderlichen Anträge wurden im Berichtsjahr nicht gestellt. 
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Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 

  

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

  

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisa- 

tionsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/ 

Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

  

 Ein entsprechender Organisationsplan liegt vor. 

  

  

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan ver-

fahren wird? 

  

 Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass nicht danach verfahren wird. 

  

  

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und 

dokumentiert? 

  

 Besondere Vorschriften des Zweckverbandes zur Korruptionsbekämpfung beste-

hen nicht. Durch den Aufbau der Organe wird allerdings sichergestellt, dass die 

Transparenz der Entscheidungen und die Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips ge-

währleistet werden. 

  

  

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-

dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Perso-

nalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, 

dass diese nicht eingehalten werden? 

  

 Wir verweisen hierzu auf die Verbandssatzung und auf den Beschluss des Ver-

bandsausschusses vom 25.11.2016 über die Vergabebefugnisse. Es haben sich 

keine Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten werden. 

 

  

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücks-

verwaltung, EDV)? 

  

 Alle wichtigen Verträge sind ordnungsgemäß dokumentiert und wurden uns auf 

Verlangen zur Verfügung gestellt. 
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Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und 

Controlling 

  

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-

schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Pro-

jekten - den Bedürfnissen des Unternehmens? 

  

 Das Planungswesen entspricht den Bedürfnissen des Unternehmens. 

  

  

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

  

 Abweichungen gegenüber dem Wirtschaftsplan werden von der Geschäftsleitung 

monatlich überwacht. 

  

  

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe 

und den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

  

 Das Rechnungswesen entspricht der Größe und den Anforderungen des Unter-

nehmens. Der Zweckverband nutzt zur Kostenkontrolle die erfassten Bestellvor-

gänge und gleicht diese mit dem Wirtschaftsplan und der Finanzbuchhaltung ab. 

Eine gesonderte Kostenrechnung erfolgt nicht. 

  

  

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende 

Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

  

 Eine laufende Liquiditätsüberwachung erfolgt durch die Geschäftsleitung. 

 

   

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und ha-

ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht ein-

gehalten worden sind? 

  

 Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die geltenden Regelungen für 

das Cash-Management nicht eingehalten wurden. 
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f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt wer-

den? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende For-

derungen zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

  

 In der Planungsphase ist diese Frage nicht zutreffend. 

  

 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und 

umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 

  

 Das Controlling entspricht den Anforderungen des Unternehmens. 

  

  

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Über-

wachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentli-

che Beteiligung besteht? 

  

 Es sind keine derartigen Beteiligungen vorhanden. 

 

 

Fragenkreis 4:  Risikofrüherkennungssystem 

  

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert 

und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzei-

tig erkannt werden können? 

  

 Die eingesetzten Instrumente der Planungsrechnung sowie die externe Vergabe 

der Projektsteuerung bieten die Möglichkeit, bestandsgefährdende Risiken frühzei-

tig zu erkennen. 

  

  

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? 

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt wer-

den? 

  

 Die ergriffenen Maßnahmen zur Risikofrüherkennung sind für den Zweckverband 

angemessen. Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen 

nicht durchgeführt werden. 
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c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?  

  

 Wesentliche Maßnahmen sind schriftlich dokumentiert. 

 

 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit 

dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktio-

nen abgestimmt und angepasst? 

  

 Abstimmung und Anpassung werden durch die Geschäftsleitung wahrgenommen, 

im Übrigen verweisen wir auf unsere Ausführungen zu Frage 4 a). 

 

 

Fragenkreis 5:  Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und  

Derivate 

 

Als Finanzierungsinstrument kommt neben der Eigen- und Selbstfinanzierung grund-

sätzlich nur die Kreditfinanzierung in Frage. Daher wurde auf eine Wiedergabe dieses 

Fragenkreises verzichtet (vgl. IDW PS 720, Nr. 6).  

  

  

Fragenkreis 6:  Interne Revision 

  
Aufgrund der Größe des Unternehmens ist keine eigenständige Interne Revision ein-

gerichtet. Gemäß § 19 Abs. 3 der Verbandssatzung unterliegt der Zweckverband der 

Rechnungsprüfung durch das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Nürnberg oder der 

Stadt Erlangen, je nachdem, welche Stadt im zu prüfenden Jahr nicht den Verbands-

vorsitzenden stellt. Die Rechnungsprüfung erstreckt sich auf die Einhaltung der für die 

Wirtschaftsführung geltenden Vorschriften und Grundsätze (Art. 106 GO). Daher wurde 

auf eine Wiedergabe dieses Fragenkreises verzichtet (vgl. IDW PS 720, Nr. 6).  
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

  

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit 

Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und 

bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans 

  

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-

chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen 

nicht eingeholt worden ist? 

  

 Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine Rechtsgeschäfte oder Maßnahmen 

festgestellt, bei denen die erforderliche Zustimmung des Verbandsausschusses 

nicht vorlag. 

  

 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-

wachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

  

 Kredite an Organmitglieder wurden nicht vergeben. 

  

  

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maß-

nahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen 

vorgenommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

  

 Es haben sich keine Anhaltspunkte hierfür ergeben. 

  

  

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht 

mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden 

Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen? 

  

 Die Prüfung hat keine Hinweise ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen 

nicht mit Gesetz, Satzung und den bindenden Beschlüssen der Verbandsver-

sammlung bzw. des Verbandsausschusses übereinstimmen. 
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Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 

  

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, im-

materielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf 

Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

  

 Die Investitionen werden mit der nötigen Sorgfalt und unter Zugrundelegung aus-

reichender Unterlagen geplant, wobei im erforderlichen Umfang sachgerechte 

Wirtschaftlichkeitsrechnungen erstellt werden. Wesentliche Investitionen sind 

durch die zuständigen Organe des Zweckverbandes zu beschließen. 

 

  

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preis-

ermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des 

Preises zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken 

oder Beteiligungen)?  

  

 Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur 

Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit 

des Preises zu ermöglichen. 

  

 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen lau-

fend überwacht und Abweichungen untersucht? 

  

 Durchführung, Budgetierung und Veränderungen der Maßnahmen werden insbe-

sondere durch den beauftragten Projektsteuerer überwacht und Abweichungen un-

tersucht. 

  

  

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen er-

geben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

  

 Wesentliche Überschreitungen haben sich nicht ergeben. 

  

  

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge 

nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

  

 Die Finanzierung erfolgt ausschließlich über Umlagen. 
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Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 

  

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen 

(z.B. VOB, VOL, VOF, UVgO, EU-Regelungen) ergeben? 

  

 Offenkundige Verstöße wurden nicht festgestellt. 

  

  

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenz-

angebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

  

 Es werden grundsätzlich Vergleichsangebote eingeholt bzw. Ausschreibungen 

durchgeführt. 

  

  

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

  

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

  

 Die Berichterstattung über betriebsrelevante Maßnahmen an die Verbandsver-

sammlung erfolgt im Rahmen der regelmäßigen Sitzungen.  

  

 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 

Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?  

  

 Die Berichterstattung vermittelt einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche 

Lage des Zweckverbandes. 

  

  

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und 

zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht 

ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositio-

nen oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

  

 Wesentliche Vorgänge, über die außerordentlich zu berichten gewesen wäre, ha-

ben wir im Rahmen unserer Prüfung nicht festgestellt. 

  

  

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan 

auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

  

 Die Verbandsversammlung forderte keine gesonderte Berichterstattung an. 
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e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 

AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend 

war? 

  

 Anhaltspunkte für eine nicht ausreichende Berichterstattung waren nicht ersicht-

lich. 

  

  

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt verein-

bart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwa-

chungsorgan erörtert? 

  

 Eine D&O-Versicherung wurde nicht abgeschlossen. 

  

  

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan 

offengelegt worden? 

  

 Derartige Interessenkonflikte wurden nicht gemeldet. 

  

 

Vermögens- und Finanzlage 

  

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

  

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermö-

gen? 

  

 Der Zweckverband besitzt kein nicht betriebsnotwendiges Vermögen. 

  

  

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

  

 Es sind keine Bestände auffallend hoch oder niedrig. 

  

  

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich 

zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der 

Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

  

 Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 
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Fragenkreis 12: Finanzierung 

  

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen 

zusammen? Wie sollen die am Abschluss-Stichtag bestehenden wesentlichen In-

vestitionsverpflichtungen finanziert werden? 

  

 Die Finanzierung des Anlagevermögens erfolgt ausschließlich durch Investition-

sumlagen der Verbandsmitglieder. Die am Abschluss-Stichtag wesentlichen Inves-

titionsverpflichtungen werden durch die bereits erhaltenen Umlagen finanziert. 

  

  

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 

Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

  

 Der Zweckverband ist nicht in einen Konzern eingebunden. 

  

  

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich  

Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, 

dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht 

beachtet wurden? 

  

 Der Zweckverband erhielt im Berichtsjahr neben den Verbandsumlagen und den 

Kostenersätzen für die Osterweiterung keine Finanz-/Fördermittel der öffentlichen 

Hand. 

  

  

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

  

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapital-

ausstattung?  

  

 Der Eigenkapitalanteil beträgt Ende 2024  4 % der Bilanzsumme. Wir verweisen 

auf unsere Ausführungen im Prüfungsbericht unter 5.1. 

  

  

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) 

mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

  

 Im Berichtsjahr wurde ein Jahresgewinn ausgewiesen, der auf neue Rechnung 

vorgetragen werden soll. 
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Ertragslage 

  

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 

  

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-

ten/Konzernunternehmen zusammen? 

  

 Der Zweckverband betreibt ein Einspartenunternehmen. 

  

  

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?  

  

 Der Jahresgewinn ist insbesondere von den gestiegenen Zinserträgen geprägt. 

  

  

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leis-

tungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern 

eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 

  

 Der Zweckverband ist nicht in einen Konzern eingebunden. 

  

  

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

  

 Nicht einschlägig. 

  

  

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

  

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von 

Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?  

  

 Im Berichtsjahr wurde ein Jahresgewinn ausgewiesen. Grundsätzlich ist ein aus-

geglichenes Jahresergebnis Ziel der Geschäftstätigkeit des ZV, dies wird im aktu-

ellen Wirtschaftsplan durch die Anpassung der Verbandsumlagen des Erfolgsplans 

in Höhe des ausgewiesenen Vorvorjahresergebnisses angestrebt. 

  

  

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um wel-

che Maßnahmen handelt es sich? 

  

 Vergleiche Antwort zu 15 a). 
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Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrags und Maßnahmen zur Verbes-

serung der Ertragslage 

  

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrags? 

  

 Vergleiche Antwort zu 15 a). 

  

  

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage 

des Unternehmens zu verbessern? 

 

 Eine Verbesserung der Ertragslage wird aufgrund der Aufgabenstellung des 

Zweckverbandes und der Umlagenfinanzierung nicht angestrebt. 
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1 Allgemeines 

1.1 Aufgaben und Organisation 

Der Zweckverband Stadt-Umland-Bahn Nürnberg – Erlangen – Herzogenaurach (ZV StUB) ist 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts (Art. 2 Abs. 3 KommZG) und ist am 16.04.2016 
entstanden. Verbandsmitglieder sind die Städte Nürnberg, Erlangen und Herzogenaurach. 

Die Städte Nürnberg und Erlangen sind Aufgabenträger für den allgemeinen öffentlichen Per-
sonennahverkehr nach Art. 8 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Bay-
ern (BayÖPNVG), die Stadt Herzogenaurach hat diese Aufgabe nach Art. 9 Abs. 1 BayÖPNVG 
für die Linie der Stadt-Umland-Bahn innerhalb des Stadtgebietes Herzogenaurach vom Land-
kreis Erlangen-Höchstadt übertragen bekommen. Der Zweckverband hat insbesondere die 
Aufgabe, für seine Verbandsmitglieder die Stadt-Umland-Bahn Nürnberg – Erlangen - Herzo-
genaurach zu planen, zu bauen, zu betreiben und Fördermittel des Bundes und des Freistaa-
tes Bayern zu beantragen und zu vereinnahmen. Der räumliche Wirkungskreis des Zweckver-
bandes umfasst das Gebiet seiner Verbandsmitglieder. 

Zum 01.01.2018 wurde die Satzung so geändert, dass ab dem Wirtschaftsjahr 2018 ein Re-
giebetrieb „Planung, Bau und Betrieb der Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Erlangen-Herzo-
genaurach“ innerhalb des Zweckverbandes errichtet wurde und sich die Wirtschaftsführung 
des ZV StUB seither gem. Art. 40 Abs. 2 KommZG nach der Eigenbetriebsverordnung (EBV) 
richtet.  

1.2 Prüfungsauftrag 

Grundsätzlich ist die Abschlussprüfung der Jahresabschlüsse nach der Eigenbetriebsverord-
nung (EBV) gemäß Art. 107 GO vom Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband (BKPV), 
einem Wirtschaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft durchzuführen. 

Der vorgelegte Abschluss wurde vom BKPV geprüft und mit einem uneingeschränkten Bestä-
tigungsvermerk versehen. Die ergänzende Prüfung in der Wirtschaftsführung ergab gleichfalls 
keine Hinweise, die gegen die Feststellung und Entlastung sprechen.  

Nach § 19 der Zweckverbandssatzung erfolgt die örtliche Prüfung des Jahresabschlusses 
durch das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Nürnberg oder der Stadt Erlangen, je nachdem 
welche Stadt im zu prüfenden Jahr nicht den Verbandsvorsitzenden entsendet. Hierbei wurde 
gemäß Art 106 Abs. 3 GO auf das Ergebnis der Abschlussprüfung nach Art 107 GO mit abge-
stellt. 

Die Prüfung ist vom Rechnungsprüfungsamt der Stadt Nürnberg von Frau Küpfer und Frau 
Frank vorgenommen worden. 

1.3 Satzung des Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn Nürn-
berg – Erlangen - Herzogenaurach 

Die Stadt-Umland-Bahn-Verbandssatzung (ZV StUBS) enthält u. a. Bestimmungen über die 
Organe des Zweckverbands Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach und 
Regelungen hinsichtlich der Aufgaben bzw. Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden, des 
Verbandsausschusses sowie der Verbandsversammlung. 
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2 Haushaltssatzung, Wirtschaftsplan, Finanzierungsplan 

2.1 Haushaltssatzung 

Mit der Haushaltssatzung des ZV StUB für das Haushaltsjahr 2024 vom 07.11.2023 wurde für 
den Zweckverband keine Kreditermächtigung für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen vorgesehen. Die Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan waren mit 
18,9 Mio. Euro festgesetzt (Vorjahr 25,8 Mio. Euro), der Höchstbetrag der Kassenkredite zur 
rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan auf 100 TEuro. 

Mit Schreiben vom 25.10.2023 wurde die Haushaltssatzung rechtsaufsichtlich gewürdigt. Die 
Haushaltssatzung trat zum 01.01.2024 in Kraft und wurde im Amtsblatt der Regierung von 
Mittelfranken (15.12.2023 Nr. 12/2023) veröffentlicht. 

2.2 Wirtschafts- und Finanzierungsplan 

Der Wirtschaftsplan 2024 besteht aus Erfolgs-, Vermögens- und Finanzplan sowie aus dem 
Investitionsplan und dem Stellenplan. Er wurde am 05.10.2023 zusammen mit der Berechnung 
der Zweckverbandsumlagen von der Verbandsversammlung beschlossen.  

Die Planansätze des Erfolgsplanes 2024 wurden anhand einer Schätzung des voraussichtli-
chen Aufwandes, basierend auf einem Organisationskonzept aus dem Jahr 2017, ermittelt. 
Dieses wurde im Jahr 2021 erweitert, um den gestiegenen Anforderungen des ZV StUB Rech-
nung zu tragen Der Erfolgsplan schließt mit einem Jahresverlust in Höhe von 472 TEuro ab. 
Das tatsächliche Jahresergebnis (+ 626 Teuro) ist um 1,10 Mio. Euro besser ausgefallen als 
geplant. Hauptursachen hierfür sind die verminderten Personalkosten aufgrund vakanter Stel-
len und nicht geplante Zinserträge in Höhe von 590 TEuro aufgrund der positiven Leitzinssitu-
ation. 

Die Planabweichung im Bereich der Erträge um - 547 TEuro ist vor allem auf die niedrigeren 
Erträge aus den aktivierten Eigenleistungen (- 283 TEuro) infolge geringerer Investitionsleis-
tungen zurückzuführen. Auch die sonstigen betrieblichen Erträge verringerten sich um 265 
TEuro (inklusive der Zinsen und ähnlichen Erträgen sowie Zuweisungen für den Ostast).  Es 
wurden aufgrund der positiven Leitzinssituation erneut im Wirtschaftsjahr 2024 nicht benötigte 
Mittel ertragsbringend in kurzfristige Termingelder angelegt. Der Grundsatz „Sicherheit vor Er-
trag“ wurde hierbei beachtet. 

Auf der Aufwandsseite liegen die Löhne, Gehälter und soziale Aufwendungen um 676 TEuro 
unter dem Planansatz (Plan: 2,24 Mio. Euro; Ist: 1,56 Mio. Euro). Dies ist unter anderem auf 
4,22 nicht realisierte Stellenbesetzungen (Vollzeitäquivalente) zurückzuführen. Des Weiteren 
fielen die sonstigen betrieblichen Aufwendungen geringer aus als geplant (Plan: 2,55 Mio. 
Euro; Ist: 1,24 Mio. Euro). 

Insgesamt wird der Planansatz im Bereich der Aufwendungen in Höhe von 4,81 Mio. Euro um 
1,65 Mio. Euro unterschritten (Ist: 3,16 Mio. Euro). 

Der Vermögensplan 2024 umfasste einen Finanzbedarf von 14,31 Mio. Euro. Hiervon waren 
13,82 Mio. Euro für Investitionen eingeplant. Die Deckung sollte aus Investitionsumlagen der 
Verbandsmitglieder in Höhe von 7,05 Mio. Euro und der Entnahme aus der Rücklage in Höhe 
von 7,15 Mio. Euro (vorhandene nicht verbrauchte Umlagen aus den Vorjahren) erfolgen. Die 
tatsächlich durchgeführten Investitionen beliefen sich im Jahr 2024 auf 4,32 Mio. Euro. Die 
fünfjährige Finanzplanung der Jahre 2023 bis 2027 umfasste ein Volumen von 44,88 Mio. 
Euro, davon für Investitionen 43,85 Mio. Euro. 
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3 Feststellung des Jahresabschlusses 2023 und Entlas-
tung 

Mit Beschlüssen vom 16.10.2024 hat die Verbandsversammlung den Jahresabschluss 2023 
gemäß Art. 102 Abs. 3 GO festgestellt sowie uneingeschränkte Entlastung erteilt.  

4 Jahresabschluss 2024 

4.1 Erstellung des Jahresabschlusses 

Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2024, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang wurde am 06.08.2025 erstellt. 

4.2 Bilanzentwicklung 2024 

Die Entwicklung der Bilanz 2024 wird nachfolgend in komprimierter Form wiedergegeben: 
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Zweckverband Stadt-Umland-Bahn 31.12.2024 31.12.2023

Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach € € absolut in %

AKTIVA

Anlagevermögen (gesamt) 19.011.840,09 14.764.715,82 4.247.124,27 28,8

Immaterielle Vermögensgegenstände 5.834,00 10.834,00 -5.000,00 -46,2

Sachanlagevermögen                                              

Betriebs- und Geschäftsausstattung
19.006.006,09 14.753.881,82 4.252.124,27 28,8

Umlaufvermögen (gesamt) 20.779.391,09 16.904.787,62 3.874.603,47 22,9

Forderungen und sonst. Vermögensgegenstände 1.074.061,56 439.242,17 634.819,39 > 100

Kassenbestand, Bankguthaben 19.705.329,53 16.465.545,45 3.239.784,08 19,7

Rechnungsabgrenzungsposten 10.759,81 41.199,50 -30.439,69 -73,9

39.801.990,99 31.710.702,94 8.091.288,05 25,52

PASSIVA

Eigenkapital 1.786.693,85 1.160.393,01 626.300,84 54,0

Ergebnisrücklage 320.438,49 145.596,10 174.842,39 > 100

 Jahresüberschuss 626.300,84 368.204,20 258.096,64 70,1

 Gewinn des Vorjahres 839.954,52 646.592,71 193.361,81 29,9

Sonderposten 19.011.840,09 14.764.715,82 4.247.124,27 28,8

 Sonstige Sonderposten 19.011.840,09 14.764.715,82 4.247.124,27 28,8

Rückstellungen 943.032,26 779.014,84 164.017,42 21,1

Rückstellungen für Pensionen und ähnliche 

Verpflichtungen
418.025,00 382.954,00 35.071,00 9,2

 Sonstige Rückstellungen 525.007,26 396.060,84 128.946,42 32,6

Verbindlichkeiten 18.060.241,79 15.006.426,27 3.053.815,52 20,4

 Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 618.517,84 411.730,23 206.787,61 50,2

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 315.567,49 203.946,70 111.620,79 54,7

 Sonstige Verbindlichkeiten 17.126.156,46 14.390.749,34 2.735.407,12 19,0

Rechnungsabgrenzungsposten 183,00 153,00 30,00 19,6

 Rechnungsabgrenzungsposten 183,00 153,00 30,00 19,6

39.801.990,99 31.710.702,94 8.091.288,05 25,5

Veränderung
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Der Bilanzaufbau ist von der vollständigen Finanzierung des Anlagevermögens (Sachanlagen 
und immaterielle Vermögensgegenstände) durch Investitionsumlagen der Verbandsmitglieder 
geprägt (dem Anlagevermögen stehen Sonderposten in gleicher Höhe gegenüber). Im Ver-
gleich zum Vorjahr hat sich die Bilanzsumme um 8,10 Mio. Euro auf 39,80 Mio. Euro erhöht. 
Sowohl beim Anlagevermögen als auch beim Umlaufvermögen war ein Anstieg zu verzeich-
nen. Das Anlagevermögen beinhaltet immaterielle Vermögensgegenstände sowie Sachanla-
gevermögen. Im Sachanlagevermögen sind Grundstücke (303 TEuro), Betriebs- und Ge-
schäftsausstattung (68 TEuro) sowie Anlagen im Bau, vorwiegend aktivierte Planungsleistun-
gen, in Höhe von 18,63 Mio. Euro erfasst. Diese sind vor allem durch die Fortschritte in der 
Planung der Stadt-Umland-Bahn begründet. 
 
Das Umlaufvermögen, das zu 95 % aus Bankguthaben besteht, stieg aufgrund des Jahres-
überschusses in Verbindung mit den erhaltenen und noch nicht verwendeten Verbandsumla-
gen um 3,87 Mio. Euro auf 20,78 Mio. Euro. Verbandsumlagen wurden gemäß § 17 der Ver-
bandssatzung für den ungedeckten Bedarf im Erfolgsplan und für den Investitionsbedarf ab-
gerufen. Die Investitionsumlagen wurden nicht vollständig verbraucht. Die Schätzung der In-
vestitionsumlage (Finanzbedarf abzüglich der geplanten Entnahme aus den Rücklagen) un-
terstellte einen früheren Planungsverlauf. Im Jahr 2020 wurden das Raumordnungsverfahren 
und die Vorplanung der Verkehrsanlagenplanung inhaltlich abgeschlossen. Im Stadtgebiet Er-
langen stehen einige Abschnitte unter dem Vorbehalt, dass noch über andere Varianten zu 
entscheiden ist. Ein Teil dieser Entscheidung (Trassenführung Regnitzquerung sowie Tras-
senführung im Bereich der Arcaden) konnte im Jahr 2024 von den Gremien des Erlanger 
Stadtrates und dem Verbandsausschuss des ZV StUB getroffen werden. In Bezug auf das 
Raumordnungsverfahren ist eine Vorzugstrasse mitsamt einer umfangreichen Variantenabwä-
gung dargestellt. Die Variantenabwägung basiert auf Empfehlungen des jeweils lokal zustän-
digen Stadtratsgremiums. Mit Festlegung der Trassenführung über die Wöhrmühlinsel als 
Regnitzquerung sowie der darauf basierenden Kostenschätzung und eines aktuellen Kosten -
Nutzen Verhältnisses entschloss sich der Stadtrat Erlangen in einem Bürgerentscheid über die 
tatsächliche Umsetzung des Projektes abstimmen zu lassen. Die Erlanger Bürger sprachen 
sich mit 52,4 % für den Bau der StUB aus. 
 
Des Weiteren wurden Mittel für geplanten Grunderwerb in Höhe von 3,50 Mio. Euro veran-
schlagt, um den ZV StUB handlungsfähig zu machen, falls relevante Grundstücke auf den 
Markt kommen. Im Jahr 2024 wurde ein Grunderwerbsvorgang in Form eines Zuganges in 
Höhe von 89 TEuro bilanzwirksam. 
 
Das Bankguthaben bewirkt außerdem, dass der Zweckverband ein Polster für den Fall hat, 
dass der Finanzbedarf im Folgejahr höher ist als geplant. Da die nicht verausgabten Umlagen 
mit dem Wirtschaftsplan des übernächsten Wirtschaftsjahres verrechnet werden, entstehen 
auch keine langfristigen Guthaben. Mit dem Bankguthaben werden auch bereits erarbeitete, 
aber noch nicht in Rechnung gestellte Teile der Planungen bezahlt. 
 
Die Erfolgsplan-Umlage konnte nicht vollständig verausgabt werden. Sie basiert auf einer 
Schätzung des voraussichtlichen Aufwandes anhand des im Jahr 2017 erarbeiteten Organi-
sationskonzeptes. Dieses wurde im Laufe des Jahres 2021 erweitert, um die gestiegenen An-
forderungen des ZV StUB abzufangen. Mit der Umlage werden die Überschüsse aus den Vor-
jahren verrechnet (der überplanmäßige Jahresgewinn aus 2022 i.H.v.471.750,26 Euro). Die 
Verrechnung findet in Form eines Verlustes im Erfolgsplan 2024 in dieser Höhe statt. Es wurde 
jedoch ein Jahresüberschuss i.H.v. 626 TEuro erzielt. 
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Auf der Passivseite erhöhte sich aufgrund des positiven Jahresergebnisses das Eigenkapital 
um 626 TEuro auf nunmehr 1,79 Mio. Euro. Die Eigenkapitalquote ist auf 4,49 % gestiegen 
(Vorjahr: 3,66 %). Dies resultiert aus dem positiven Jahresergebnis. Da die Finanzierung des 
ZV StUB ausschließlich über Verbandsumlagen erfolgt, kommt der finanzwirtschaftlichen Be-
urteilung der Eigenkapitalausstattung nachgeordnete Bedeutung zu. Die Rückstellungen er-
höhten sich um 164 TEuro auf 943 TEuro und die Verbindlichkeiten, die im Wesentlichen auf 
erhaltene noch nicht verwendete Umlagen zurückzuführen sind, stiegen um 3,05 Mio. Euro 
auf 18,06 Mio. Euro. 
 

4.3 Erfolgsrechnung 2024 

Zweckverband Stadt-Umland-Bahn 2024 2023

Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach € € absolut in %

ERTRÄGE 3.787.970,23 3.632.608,55 155.361,68 4,3

Umsatzerlöse 984,65 489,65 495,00 >100

andere aktivierte Eigenleistugen 548.818,49 486.667,44 62.151,05 12,8

Sonstige betriebliche Erträge 2.647.964,90 2.934.429,64 -286.464,74 -9,8

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 590.202,19 211.021,82 379.180,37 >100

AUFWENDUNGEN 3.161.669,39 3.264.404,35 -102.734,96 -3,1

Personalaufwand 1.564.732,29 1.522.645,93 42.086,36 2,8

Abschreibungen 20.717,61 10.312,44 10.405,17 >100

Bestandsveränderung unfertige Leistung 309.406,31 0,00 309.406,31 --

Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.244.809,60 1.689.619,94 -444.810,34 -26,3

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 21.965,00 41.806,04 -19.841,04 -47,5

sonstige Steuern 40,24 20,00 20,24 >100

Steuern vom Ertrag -1,66 0,00 -1,66 --

ERGEBNIS 626.300,84 368.204,20 258.096,64 70,1

Veränderung

 

Die Erträge, die zu 48 % die Verbandsumlagen des Erfolgsplanes umfassen, sind insgesamt 
um 155 TEuro auf 3,79 Mio. Euro gestiegen. Es handelt sich hier um die gemäß Haushalts-
satzung festgesetzten und vollständig abgerufenen Verbandsumlagen zur Finanzierung des 
ungedeckten Bedarfs im Ergebnishaushalt (sonstige betriebliche Erträge). Die Umlagen sind 
im Vergleich zum Vorjahr um 235 TEuro auf 1,80 Mio. Euro gesunken. Sie sind so hoch wie 
der im Wirtschaftsplan angegebene Finanzbedarf abzüglich der geplanten Entnahme aus der 
Rücklage (in Höhe von 472 TEuro). Des Weiteren umfassen die sonstigen Erträge den Kos-
tenersatz für den Ostast in Höhe von 451 TEuro (im Vergleich zum Vorjahr um 436 TEuro 
gesunken). Dieser Ertrag ist zweckgebunden für den Ostast-Aufwand. Die Erträge aus der 
Auflösung der Sonderposten sind um 59 TEuro auf 69 TEuro gestiegen. Erstmalig hat der 
ZVStUB sonstige betriebliche Erträge aus Zuweisungen aufgrund von Kostenteilungen für ge-
meinsame Planungen (u.a. gemeinsame Bauwerke) und Projekte im StUB-Umfeld verein-
nahmt. Diese spiegeln die Verminderung des Bestandes unfertiger Erzeugnisse wider. Die 
aktivierten Eigenleistungen (zurechenbare anteilige Personalkosten, die in die Anschaffungs- 
und Herstellungskosten eingehen) haben um 62 TEuro zugenommen.  
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Die positive Leitzinssituation führte dazu, dass der Zweckverband im Wirtschaftsjahr 2024 
nicht benötigte Mittel unter dem Grundsatz „Sicherheit vor Ertrag“ ertragsbringend (590 TEuro) 
in kurzfristige Termingelder und Kündigungsgelder anlegen konnte. 

Die Aufwendungen verminderten sich um 103 TEuro auf 3,16 Mio. Euro. Der Personalaufwand 
stieg jedoch unter anderem aufgrund von Tariferhöhungen von 1,52 Mio. Euro auf 1,56 Mio. 
Euro geringfügig an. Es waren nicht alle Stellen des Stellenplanes besetzt. Die sonstigen be-
trieblichen Aufwendungen, die sich um rund 445 TEuro vermindert haben, enthalten haupt-
sächlich verminderte Aufwendungen für die Einbindung des Ostastes in die weiteren Planun-
gen in Höhe von 374 TEuro (Vorjahr 756 TEuro) und  erhöhte Aufwendungen für Werbekosten 
in Höhe von 305 TEuro (Vorjahr 94 TEuro). Es fanden zahlreiche öffentliche Veranstaltungen 
statt, die insbesondere der Bürgerinformation im Vorfeld des Bürgerentscheides dienten.  Dar-
über hinaus sind vor allem Aufwendungen für allgemeine Planungskosten, für Werbekosten 
für das Dialogforum und Aufwendungen für die angemieteten Räumlichkeiten der Geschäfts-
stelle sowie für die Dienstleistungen der Stadt Erlangen gemäß Geschäftsbesorgungsvertrag 
beinhaltet. 

4.4 Prüfung des Jahresabschlusses 2024 

Aufgrund Beschlusses der Verbandsversammlung vom 07.04.2025 wurde der Bayerische 
Kommunale Prüfungsverband (BKPV) mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2024 beauf-
tragt. 

4.4.1 Prüfungsergebnis 

Als zusammenfassendes Ergebnis der Prüfung stellte der BKPV u. a. fest: 

 Die Buchführung und der Jahresabschluss 2024 entsprechen in allen wesentlichen Belan-
gen den Rechtsvorschriften und der Verbandssatzung und vermitteln unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zum 31.12.2024 
 

 Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen 
Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbandes 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar 
 

 Die Prüfung nach § 53 HGrG hat keine Besonderheiten ergeben, die für die Beurteilung der 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind. 
 

 Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie geben keinen Anlass zu Beanstan-
dungen. 

5 Zweckentsprechende, wirtschaftliche und sparsame 
Wirtschaftsführung 

Die stichprobenartige Durchsicht der Einnahme- und Ausgabebelege ergab keine Hinweise 
auf unwirtschaftliches Handeln. 
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6 Beschaffungen 

Außer den von der technischen Prüfung erfassten Vergaben wurden im Rahmen der beglei-
tenden Verwaltungsprüfung für 2024 keine Beschaffungsvorgänge vom ZV StUB zur Prüfung 
vorgelegt. 

7 Technische Prüfung 

Aus der Vergabeprüfung entfiel auf den ZV StUB eine Vergabe für freiberufliche Leistungen. 
Es handelte sich um einen Nachtrag für die Planung der Verkehrsanlagen in Höhe von 
413.944,81 Euro. Es wurde eine Empfehlung seitens des Rechnungsprüfungsamtes (Rpr) hin-
sichtlich der Vergütung von Leistungen abgegeben. Nach Ansicht von Rpr ist die Vergütung 
der Leistungen nach tatsächlich angefallenen und nachgewiesenen Stunden zweckdienlicher 
als die Vereinbarung einer Pauschale. Im Übrigen bestanden gegen die die Vergabe keine 
Einwände. 

 

 

 

Nürnberg, 19.09.2025 

Rechnungsprüfungsamt 

 

 

gez. Berschneider (59 68) 
(Unterschrift liegt elektronisch vor) 
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Beschlussvorlage 

Vorlagennummer: 
31/2025 

Verwendung des Jahresgewinnes 2024 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

ZV StUB – Verbandsausschuss 01.10.2025 Ö Empfehlungsbeschluss 

ZV StUB – Verbandsversammlung 01.10.2025 Ö Beschluss 

Beteiligte Dienststellen 

I. Antrag

Die Verbandsversammlung beschließt, den Jahresgewinn 2024 als Gewinnvortrag auszuwei-
sen. 

II. Begründung

Die Verbandsversammlung hat im vorherigen Beschluss, den Jahresabschluss für das Wirt-
schaftsjahr 2024 festgestellt. Dieser weist einen Jahresgewinn in Höhe von 626.300,84 € 
aus. 

Dieser Jahresgewinn übersteigt den geplanten Verlust i.H.v. 471.750,26 € (welcher zum 
Ausgleich des überplanmäßigen Jahresgewinnes für 2022 geplant war, vgl. Beschluss 
43/2023). Um den Finanzierungskreislauf auch an dieser Stelle wieder zu schließen, soll der 
über den 2024 geplanten Verlust hinausgehende Jahresgewinn 2024 als geplanter Verlust 
im Wirtschaftsplan 2026 für die Wirtschaftsjahre 2026 bis 2028 i.H.v je 366.017,03 € berück-
sichtigt werden (vgl. Beschlussvorlage 33/2025). 

Anlagen 

Dokumentation 

1. Original: Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
2. Kopie: Zum Vorgang
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Beschlussvorlage 

Vorlagennummer: 
32/2025 

Entlastung des Verbandsvorsitzenden für das Wirtschaftsjahr 2024 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

ZV StUB – Verbandsausschuss 01.10.2025 Ö Empfehlungsbeschluss 

ZV StUB – Verbandsversammlung 01.10.2025 Ö Beschluss 

Beteiligte Dienststellen 

I. Antrag

Die Verbandsversammlung beschließt, den Verbandsvorsitzenden für das Wirtschaftsjahr 
2024 zu entlasten. 

II. Begründung

Gemäß Art. 102 Abs. 3 GO stellt der Gemeinderat (hier: die Verbandsversammlung) den 
Jahresabschluss nach Durchführung der örtlichen Prüfung fest und beschließt über die Ent-
lastung.  

Sofern die Verbandsversammlung in Ihrem vorangehenden Beschluss die Feststellung des 
Jahresabschlusses vorgenommen hat (Beschlussvorlage 30/2025), sollte sie folgerichtig den 
Verbandsvorsitzenden entlasten. 

Anlagen 

Dokumentation 

1. Original: Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
2. Kopie: Zum Vorgang
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Beschlussvorlage 

Vorlagennummer: 
33/2025 

Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2026 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

ZV StUB – Verbandsausschuss 01.10.2025 Ö Empfehlungsbeschluss 

ZV StUB – Verbandsversammlung 01.10.2025 Ö Beschluss 

Beteiligte Dienststellen 
AK Finanz- und Fördermittel 
Lenkungsgruppe 

I. Antrag

Die Verbandsversammlung beschließt den beiliegenden Wirtschaftsplan für 2026 in der vor-
liegenden Fassung. 

II. Begründung

Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung vom 05.05.2017 die Satzung dahingehend 
geändert, dass ab dem Jahr 2018 gem. Art 40 Abs. 2 KommZG die Eigenbetriebsverordnung 
Anwendung auf den Zweckverband findet. 

Dementsprechend wurde beiliegender Wirtschaftsplan aufgestellt, dessen Rahmendaten in 
die Haushaltssatzung eingeflossen sind. 

Der Wirtschaftsplan umfasst die für das Jahr 2026 vorgesehenen Planungsschritte und de-
ren Begleitung durch die Geschäftsstelle. 

Im Vergleich zum Wirtschaftsplan 2025 wurde auf die Umlagenhöhe für die Wirtschaftsjahre 
2026 bis 2028 (2029 war noch nicht in der Finanzplanung enthalten) in Summe Einsparun-
gen i.H.v. 7.049.601 € erzielt: 

Wirtschaftsjahr 2026 2027 2028 2029 
Umlagenhöhe Wirt-
schaftsplan 2026 

12.860.954 € 6.314.502 € 3.849.743 € 4.855.600 € 

Umlagenhöhe Wirt-
schaftsplan 2025 

14.594.500 € 7.417.500 € 8.062.800 € 

Einsparungen -1.733.546 € -1.102.998 € -4.213.057 €

Seite 192 von 212



Anlagen 

Vorbericht zum Wirtschaftsplan 2026 
Wirtschaftsplan 2026 

Dokumentation 

1. Original: Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
2. Kopie: Zum Vorgang
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Vorbericht zum Wirtschaftsplan 2026 

des Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn  

Nürnberg – Erlangen – Herzogenaurach  

(ZV StUB) 

nach § 6 KommHV-Doppik 

a.) Wirtschaftsführung des Zweckverbandes 

Der ZV StUB hat die satzungsgemäße Aufgabe für seine Verbandsmitglieder die 

Stadt-Umland-Bahn Nürnberg – Erlangen – Herzogenaurach zu planen, zu 

bauen und zu betreiben. Der Zweckverband wurde zum 16.04.2016 gegründet, 

die Geschäftsstelle hat ihren eigenständigen Betrieb zum 01.01.2017 aufgenom-

men. 

Der ZV StUB hat von der Möglichkeit des Art. 40 Abs. 2 KommZG Gebrauch 

gemacht, die Wirtschaftsführung des Zweckverbandes nach der Eigenbetriebs-

verordnung zu richten, da zum 1.1.2018 innerhalb des Zweckverbandes ein Re-

giebetrieb errichtet wurde, der den gesamten Geschäftsbetrieb umfasst. 

Der Zweckverband führt die Einrichtung der Stadt-Umland-Bahn entsprechend 

Art. 88 Abs. 6 GO entsprechend den Vorschriften über die Wirtschaftsführung der 

Eigenbetriebe. Da es sich bei Planung, Bau und späterem Betrieb der Stadt-Um-

land-Bahn um den Hauptzweck des Verbandes handelt, sieht § 16 der Satzung 

vor, dass die Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung für die Verbandswirt-

schaft entsprechend gelten. 

b.) Geschäftsbericht 2024 / 2025 

Die Ertragslage in den dem Wirtschaftsjahr 2026 vorangehenden Jahren war po-

sitiv, ausgenommen das Wirtschaftsjahr 2020. 

Im Wirtschaftsjahr 2024 war ein Jahresverlust i.H.v. 471.750 € (über Planansatz 

erzielter Gewinn 2022) geplant. Der erzielte Jahresgewinn i.H.v. 626.301 € 

überstieg den Ansatz für 2024 und liegt um 1.098.051 € über dem Planansatz. 

Im Wirtschaftsjahr 2025 wurde mit einem Jahresverlust i.H. des Jahresgewin-

nes 2023 (368.204 €) geplant. Aktuell wird ein positives Ergebnis erwartet. 

Hinzu kamen 2024 nicht verausgabte Mittel aus der Investitionsumlage, welche 

als „Verbindlichkeit mit schwebender Rückzahlungsverpflichtung“ verbucht wer-

den. Im Jahresabschluss 2024 wird dieser Betrag mit 17.126.157 € beziffert, der 

nach dem Willen der Verbandsmitglieder zur Senkung der Investitionsumlage der 

Folgejahre herangezogen wird. Davon sind 7.619.548 € in den Wirtschaftsplan 

2025 eingeflossen. Somit verbleiben 9.506.609 €, die zur Finanzierung des In-

vestitionsplans der Folgejahre angesetzt werden können. 
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Auch im Jahr 2025 werden voraussichtlich nicht alle geplanten Mittel aus der In-

vestitionsumlage benötigt, so dass der Abbau dieser Position weniger deutlich 

ausfallen wird als erwartet und ggf. auch in den Folgejahren ein noch nicht näher 

zu beziffernder Betrag gegengerechnet werden kann. Dies ist primär bedingt 

durch Planungsverzögerungen. 

Durch diesen Kreislauf ist gewährleistet, dass der ZV StUB seine satzungsge-

mäße Aufgabe, das Verkehrsprojekt Stadt-Umland-Bahn zu planen, souverän er-

füllen kann, gleichzeitig aber keine langfristigen Rücklagen entstehen, welche die 

Haushalte der Verbandsmitglieder unnötig belasten würden. 

Die nicht verausgabten Mittel aus der Investitionsumlage, welche nicht bereits 

auf den Haushalt 2025 umlagemindernd angerechnet wurden, werden entspre-

chend dem expliziten Wunsch der Städte auf die Investitionsumlagen der Jahre 

2026 bis 2028 angerechnet, sodass in jedem Wirtschaftsjahr die Investitionsum-

lage gegenüber dem zum Haushalt 2025 vorab gemeldeten Umlagen geringer 

ausfällt. 

c.) Wirtschaftsplan 2026 und Haushaltssatzung 2026 

Gegenstand der Aktivität im Wirtschaftsjahr 2026 wie auch in den Vorjahren ist 

der Satzung entsprechend die Fortsetzung der Planung des Verkehrsprojekts 

Stadt-Umland-Bahn.  

Wie in den Vorjahren besteht weiterhin die Aufgabe, auch die Verknüpfung mit 

anderen Verkehrsträgern mitzuplanen, was insbesondere Park+Ride-Standorte 

umfasst. Durch die „Zweckvereinbarung Ost-Ast“ soll für den „Ostast“ Erlangen 

– Eschenau eine Planung erarbeitet werden, die zunächst der Abbildung des 

Ostastes im Fördermittel-Einzelantrag des „L-Netzes“ dienen soll. Daneben wer-

den auch beim L-Netz einzelne Kostenteilungsvereinbarungen angestrebt, da die 

Städte z.B. zusätzliche Radverkehrsanlagen in Ingenieurbauwerke der StUB in-

tegrieren möchten. 

Wirtschaftsplan und Haushaltssatzung wurden von der Göken, Pollak & Partner 

Treuhandgesellschaft mbH (als Rechtsnachfolger der Dr. Storg GmbH Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft), Zweigniederlassung 

Nürnberg, erstellt, welche auch die Buchführung des ZV StUB durchführt. Die 

dem Wirtschaftsplan zu Grunde liegende Planung der Investitionskosten basiert 

auf einer Hochrechnung unter Berücksichtigung des aktuellen Rahmentermin-

plans der im zu betrachtenden Mittelfrist-Zeitraum anfallenden Planungskosten 

durch den Projektsteuerer. Dieser hat hierzu die Ausschreibungsergebnisse ob-

jektbezogen ausgewertet bzw. bei noch nicht erfolgten Vergaben Auftragswerte 

geschätzt bzw. soweit üblich anhand von Honorarordnungen wie der HOAI be-

rechnet. Ergänzt wurde diese Hochrechnung um pauschale Zuschläge für Uner-

wartetes, Nachträge und nicht einzeln betrachtete Kleinaufträge.  

Zur Finanzierung dieser Planungstätigkeit sieht die Satzung die Einhebung von 

Umlagen der Verbandsmitglieder vor. Die Höhe der Einnahmen folgt damit auto-

matisch der Höhe der veranschlagten (Netto-)Ausgaben. Eine Kreditfinanzierung 
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ist weiterhin nicht vorgesehen. Investitionen werden über eine Investitionsumlage 

durch die Verbandsmitglieder finanziert. Eine Möglichkeit zur temporären Auf-

nahme von Kassenkrediten besteht. Hieraus resultiert auch, dass die aus den 

getätigten Investitionen resultierenden buchhalterischen Effekte keine finanz-

wirksamen Auszahlungen für Zins oder Tilgung in den Folgejahren erfordern. 

Aufwendungen für die Bewirtschaftung der nach dem Investitionsplan erworbe-

nen Grundstücke sind im Erfolgsplan berücksichtigt. 

Für die in der mittelfristigen Finanzplanung zu betrachtenden Jahre steht grund-

sätzlich ein Betrag von jeweils 1 Mio. € für Grunderwerb zur Verfügung, um für 

den Bau erforderliche Grundstücke ankaufen zu können, sofern relevante Grund-

stücke am Markt verfügbar sind. Im Jahr 2026 werden vom nicht verausgabten 

Ansatz aus 2024 i.H.v. 3,4 Mio. € nur 1 Mio. € als Grunderwerb vorgetragen. Im 

Jahr 2028 wird die Zuführung neuer Mittel für Grunderwerb einmalig auf 4 Mio. 

Euro festgesetzt. Davon sind bereits 3,5 Mio. € für den Erwerb eines größeren 

Teilbereiches in Erlangen als Wendeschleifen-Fläche vorgesehen. 

Sollten aus 2025 Mittel für Grunderwerb nicht verausgabt werden, sollen diese 

nach dem Willen der Verbandsmitglieder angespart werden, bis entsprechende 

Kaufgelegenheiten bestehen. Aus 2025 verbleibende Grunderwerbsmittel stehen 

somit prinzipiell auch in 2026 zur Verfügung. Daneben ist ein Betrag für Anschaf-

fungen von beweglichem Sachvermögen vorgesehen, mit dem Investitionen in 

der Geschäftsstelle abgedeckt werden können.  

Ab 2029 ist nach aktuellem Rahmenterminplan der Baubeginn des ersten Bau-

abschnittes vorgesehen. Zur Finanzierung dieser Bautätigkeit ist einerseits eine 

Zwischenfinanzierung vorgesehen (bis zur Auszahlung der Fördermittel inkl. Pla-

nungspauschale) und andererseits für die Eigenanteile eine Fremdfinanzierung. 

Die erforderlichen finanzwirksamen Auszahlungen für Zins und Tilgung sind ab 

Baubeginn (Beginn Finanzierung) im Erfolgs- sowie im Finanzplan berücksichtigt. 

Der Erfolgsplan bildet den laufenden Aufwand der Geschäftsstelle ab, soweit die-

ser nicht aktivierungsfähig ist. Der Personalbedarf basiert auf einem Organisati-

onskonzept aus dem Jahr 2017. Dieses wurde im Laufe der Folgejahre erweitert 

um den gestiegenen Anforderungen des ZV StUB Folge zu tragen. Das Organi-

sationsamt der Stadt Nürnberg hat die darin vorgesehenen Stellen anhand der 

Systematik des TVöD bewertet. Ein Teil der Personalkosten wird als Fertigungs-

gemeinkosten aktiviert. 

Wesentlicher Teil des Haushaltsplans sind außerdem die Aufwendungen für Öf-

fentlichkeitsarbeit rund um das Großprojekt und die von den Verbandsmitgliedern 

per Geschäftsbesorgungsvertrag erbrachten Verwaltungsdienstleistungen, so-

wie Miete und Nebenkosten für die Geschäftsstelle.  

Restbestände aus den Investitionsumlagen der zurückliegenden Jahre sind als 

„Verbindlichkeit mit schwebender Rückzahlungsverpflichtung“ verbucht worden, 

werden aber nach dem mit den Verbandsmitgliedern besprochenen Vorgehen 

zur Deckung des Investitionsplanes 2026 herangezogen. Dieses Vorgehen soll 
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in den Folgejahren analog angewendet werden, so dass keine nennenswerten 

Rücklagen mit langfristiger Wirkung entstehen, umgekehrt die Deckung des Fi-

nanzbedarfs jeweils über die Verbandsmitglieder ohne Kreditaufnahme sicherge-

stellt ist.  

Der Zweckverband ist im Planjahr 2026 schuldenfrei. 

Förderfähig i.S.d. GVFG und des BayFAG sind erst Maßnahmenbestandteile ab 

Einreichung des Fördermittel-Einzelantrags. Für diesen ist eine planfeststel-

lungsreife Planung erforderlich, welche derzeit stufenweise erarbeitet wird. Daher 

werden die derzeit getätigten Investitionen vollständig aus Eigenmitteln im Sinne 

der Verbandsumlagen und der genannten Restmittel aus den Vorjahren finan-

ziert. Allerdings wird durch die Anfang 2020 durchgeführte Änderung des Bun-

des-GVFG in § 4 Abs. 4 eine pauschale Förderung der Planungskosten einge-

führt, welche bei Umsetzung der Maßnahme nachträglich gewährt wird. Über 

diese pauschale Förderung erfahren die aktuell getätigten Ausgaben in einigen 

Jahren eine nachträgliche Förderung. 

Haushaltssatzung und Wirtschaftsplan wurden im Arbeitskreis Finanz- und För-

dermittel, sowie in der Lenkungsgruppe mit den Verbandsmitgliedern beraten.  

d.) Grundlagen des Wirtschaftsplanes 

Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan besteht aus einem Erfolgsplan für 

2026 und einem Vermögensplan für 2026. Der Erfolgsplan erhält alle vorausseh-

baren Erträge und Aufwendungen des Jahres 2026. Der Erfolgsplan ist entspre-

chend der Rechnungslegungsvorschriften des Handelsgesetzbuches erstellt.  

Der Erfolgsplan 2026 berücksichtigt Löhne und Gehälter in Höhe von 1.820.000 

Euro und soziale und Altersversorgungsaufwendungen in Höhe von 495.000 

Euro. Da die Personalaufwendungen in den Planungsprozess eingehen und da-

mit in die Herstellungskosten der zu errichtenden Stadt-Umland-Bahn, werden 

diese mit einem Anteil in Höhe von 871.000 Euro aktiviert.  

Investitionszuschüsse werden als Sonderposten passiviert und über die Laufzeit 

der finanzierten Aktiva erfolgswirksam aufgelöst. Die Auflösung des Sonderpos-

tens entspricht der Abschreibung.  

Diesem Wirtschaftsplan sind folgende Anlagen beigefügt:  

- Erfolgsplan 2026; 

 

- Zweckverbandsumlagen 2026; 

 

- Vermögensplan 2026; 

 

- Finanzplan 2025 – 2029; 

 

- Investitionsplan 2026 und Verpflichtungsermächtigungen; 
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- Stellenplan 2026.  

Die Einzelpläne werden wie folgt erläutert:  

Erfolgsplan 2026 

Der Erfolgsplan schließt 2026 mit einem Jahresverlust von 366.017 Euro.  

Dies entspricht je zu einem Drittel dem Jahresergebnis (626.301 Euro) des Wirt-

schaftsplanes 2024 und dem geplanten Jahresverlust (471.750 Euro) des Wirt-

schaftsplanes 2024. Die zwei weiteren Drittel werden je dem Erfolgsplan 2027 

und 2028 umlagemindernd gegenübergestellt. Dies dient jeweils der Schließung 

des Finanzierungskreislaufs.  

Der ZV plant im Jahr 2026 Umsatzerlöse und sonstige betriebliche Erlöse in Höhe 

der Einnahmen aus den verschiedenen Kostenteilungsvereinbarungen, zuzüg-

lich vier kleinerer Pachteinnahmen unterhalb des Rundungswerts von 1.000 

Euro. Aus der Auflösung von Sonderposten sind 23.000 Euro angesetzt. Die ZV-

Umlage geht in Höhe von 1.695.563 Euro in das Ergebnis ein. 

Die Personalaufwendungen der technischen Mitarbeiter gehen zu 70% bzw. mit 

871.000 Euro in die Planungskosten und damit in die Herstellung der Stadt-Um-

land-Bahn ein. Dieser Teil der Personalaufwendungen ist als Herstellungsauf-

wand aktiviert.  

Im Wirtschaftsjahr 2026 sind im Erfolgsplan Finanzerträge in Höhe von 183.170 

Euro berücksichtigt, welche umlagemindernd wirken. Diese spiegeln die bereits 

abgeschlossenen abgegrenzten Termingeldanlagen wider, die zu Beginn des 

Wirtschaftsjahres 2026 fällig werden sowie für die Vorträge auf weitere Folge-

jahre basierend auf einer Anlagen-Prognose. Die Termingeldanlagen wurden mit 

dem Barmittelbestand durchgeführt, welcher aufgrund der nicht verausgabten In-

vestitionsmittel aus 2024 und deren geplanter Verrechnung mit dem Wirtschafts-

plan 2026 besteht.  

Zweckverbandsumlagen 2026 

Der Zweckverband plant in 2026 folgende Umlagen festzusetzen:  

ZV-Umlage Erfolgsplan   1.695.563 

     

davon Nürnberg  20,86%  353.694 

davon Erlangen  62,74%  1.063.796 

davon Herzogenaurach  16,40%  278.073 

  100,00%  1.695.563 
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ZV-Umlage Investitionsplan  11.165.391 

     

davon Nürnberg  20,86%  2.329.101 

davon Erlangen  62,74%  7.005.166 

davon Herzogenaurach  16,40%  1.831.124 

  100,00%  11.165.391 
Obige Tabelle enthält Rundungsdifferenzen. 

Entsprechend dem expliziten Wunsch der Städte werden der Gewinnvortrag so-

wie die nicht verausgabten Mittel aus der Investitionsumlage (abzüglich der im 

Haushalt 2025 umlagemindert angesetzten Mittel) auf die Wirtschaftsjahre 2026 

bis 2028 verteilt. Damit dienen die Umlagen 2026 zur Finanzierung des nicht 

gedeckten Finanzbedarfes im Wirtschaftsjahr 2026. 

 

Vermögensplan 2026 

Der Vermögensplan zeigt den Finanzmittelbedarf des Zweckverbandes im Plan-

jahr 2026 auf. Hierbei ist die Annahme getroffen, dass sämtliche Mittelbedarfe 

über Zweckverbandsumlagen finanziert werden. Vorhandene nicht verbrauchte 

Investitionsumlagen aus Vorjahren in Höhe von insgesamt 756.609 Euro werden 

planmäßig verwendet. 

 

Finanzplan 2025 – 2029 

Die 5-jährige Finanzplanung zeigt auf, mit welchem nachhaltigen Finanzmittelbe-

darf der Zweckverband zukünftig rechnet.  

 

Erlangen, __.__.____  

 

 

 

Dr. German Hacker 

Verbandsvorsitzender 

Erster Bürgermeister der Stadt Herzogenaurach 
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Ergebnis 

2024

Ansatz 

2025

Ansatz 

2026

Ansatz 

2027

Ansatz 

2028

Ansatz 

2029

Kostenstelle StUB StUB StUB StUB StUB StUB

Position € € € € € €

1. Materialaufwand

a.) Aufwendungen für Roh-, Hilfs-, Betriebsstoffe 0 0 0 0 0 0

b.) Aufwendungen für bezogene Leistungen 0 0 0 0 0 0

c.) Bezug von anderen Betriebszweigen 0 0 0 0 0 0

2. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 1.243.000 1.678.000 1.820.000 1.941.000 2.022.000 2.103.000

b) Soziale Aufwendungen und Altersversorgung 321.732 456.000 495.000 528.000 549.000 569.000

3. Abschreibungen 20.718 30.000 23.000 23.000 23.000 18.000

4. Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.554.216 2.103.308 1.719.622 1.596.672 1.536.750 830.250

5. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 21.965 0 0 0 0 301.000

6. Sonstige Steuern 40 0 0 0 0 0

Summe Nr. 1 - 6 3.161.671,05 4.267.308 4.057.622 4.088.672 4.130.750 3.821.250

Betriebliche Aufwendungen 3.161.671 4.267.308 4.057.622 4.088.672 4.130.750 3.821.250

9. Betriebserträge

a.) Umsatzerlöse 984,65 0 0 0 0 0

b.) aktivierte Eigenleistungen 548.818,49 821.000 871.000 912.000 954.000 992.000

c.) sonstige betriebliche Erträge 2.647.964,90 2.931.104 2.637.435 2.668.424 2.752.743 2.829.250

Summe Nr. 9 3.197.768 3.752.104 3.508.435 3.580.424 3.706.743 3.821.250

Betriebliche Erträge 3.197.768 3.752.104 3.508.435 3.580.424 3.706.743 3.821.250

Betriebsergebnis 36.097 -515.204 -549.187 -508.248 -424.007 0

10. Finanzerträge 590.202,19 147.000 183.170 142.231 57.990 0

11. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -2 0 0 0 0 0

Jahresergebnis 626.300,84 -368.204 -366.017 -366.017 -366.017 0

Erfolgsplan 2026
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2025 2026 2027 2028 2029

Position Investionsmaßnahme € € € € €

technische Anlagen Planungskosten extern 9.620.000 10.036.000 7.797.000 3.979.000 3.255.000

technische Anlagen Aktivierung Personalkosten 821.000 871.000 912.000 954.000 992.000

Betriebs- und Geschäftsausstatt. bewegliches Sachvermögen 10.000 10.000 10.000 10.000 60.000

Betriebs- und Geschäftsausstatt. geringwertige Wirtschaftsgüter 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000

Grundstücke Erwerb von Grundstücken 1.000.000 1.000.000 1.000.000 4.000.000 1.000.000

Baukosten Vorbereitende Baumaßnahmen 0 0 0 0 27.390.000

Gesamtsumme netto 11.456.000 11.922.000 9.724.000 8.948.000 32.702.000

2026 2027 2028 2029

Position Investionsmaßnahme € € € €

Gesamtsumme netto siehe oben 51.374.000 41.650.000 32.702.000 0

Investitionsplan 2025 - 2029

Verpflichtungsermächtigungen 2026 - 2029
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Ist Plan Plan

Deckungsmittel – Mittelherkunft 2024 2025 2026

€ € €

1. Jahresgewinn 485.067 0 0

darin ZV-Umlage Erfolgsplan 1.799.833 1.704.296 1.695.563

2. Abschreibungen auf Sachanlagen 20.718 30.000 23.000

3. Buchwertabgänge Sachanlagen 48.549 0 0

4. Zuführung Rückstellungen 164.017,42 35.000 18.000,00

5. Zunahme Verbindlichkeiten 318.438 0 0

6. Zuschüsse

6.1. durch die ZV-Mitglieder (Investitionen) 7.051.798 3.836.452 11.165.391

6.2. durch Fremde 0 0 0

6.3 durch öffentlichen Bereich 0 0 0

7. Darlehen durch Fremde 0 0 0

8. Vermögensminderung / Entnahme Rücklage 0 7.952.752 1.104.626

8.088.588 11.854.204 12.311.017

Ausgaben – Mittelverwendung Ist Plan Plan

2024 2025 2026

€ € €

1. Jahresverlust 0 368.204 366.017

darin ZV-Umlage Erfolgsplan 0 0 0

2. Investitionen in Sachanlagen 4.316.390,88 11.456.000 11.922.000,00

3. Aufbau Forderungen u. aktive 

Rechnungsabgrenzungen 463.146 0 0

4. Auflösung von Rückstellungen 0 0 0

5. Auflösung von Sonderposten 69.267 30.000 23.000

6. Darlehenstilgung 0 0 0

7. Vermögensbildung / Zuführung zu 

Rücklagen
3.239.784 0 0

8.088.588 11.854.204 12.311.017

Ist Plan Plan

2024 2025 2026

€ € €

1. Stand der Finanzmittelrücklage am Anfang der Periode 16.465.545 19.705.330 11.752.578

2. Zuführung 3.239.784 0 0

3. Entnahme 0 7.952.752 1.104.626

4. Stand der Finanzmittelrücklage am Ende der Periode 19.705.330 11.752.578 10.647.952

Vermögensplan 2026
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2025 2026 2027 2028 2029

Finanzmittel aus € € € € €
laufender Geschäftstätigkeit

Materialaufwand 0 0 0 0 0

Personalaufwand -2.134.000 -2.315.000 -2.469.000 -2.571.000 -2.672.000

sonstiger betriebl. Aufwand -2.103.308 -1.719.622 -1.596.672 -1.536.750 -830.250

Zinsen 0 0 0 0 -301.000

Sonstige Steuern 0 0 0 0 0

+ sonstiger nicht zahlungswirksamer Aufwand 0 0 0 0 0

= zahlungswirksamer Aufwand -4.237.308 -4.034.622 -4.065.672 -4.107.750 -3.803.250

+ Umsatzerlöse 0 0 0 0 0

+ sonstige betriebl. Erträge 2.931.104 2.637.435 2.668.424 2.752.743 2.829.250

+ aktivierte Eigenleistungen 821.000 871.000 912.000 954.000 992.000

+ Finanzerträge 147.000 183.170 142.231 57.990 0

- nicht zahlungswirksame Erträge -30.000 -23.000 -23.000 -23.000 -18.000

= zahlungswirksame Erträge 3.869.104 3.668.605 3.699.655 3.741.733 3.803.250

= Cash Flow -368.204 -366.017 -366.017 -366.017 0

./. Ergebnisvortrag 368.204 366.017 366.017 366.017 0

0 0 0 0 0

Investitionstätigkeit

Investitionen 11.456.000 11.922.000 9.724.000 8.948.000 32.702.000

= Cash Flow aus Investitionstätigkeit -11.456.000 -11.922.000 -9.724.000 -8.948.000 -32.702.000

+ Vortrag Investumlage (nicht verbraucht 31.12.2024 = 17.126.156,46  ) 7.619.548 756.609 5.250.000 3.500.000 0

-3.836.452 -11.165.391 -4.474.000 -5.448.000 -32.702.000

Finanzierungstätigkeit

Darlehenstilgungen 0 0 0 0 -97.000

Aufnahme Darlehen 0 0 0 0 2.738.550

sonstige Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0 0 0 3.600.000 28.016.100

0 0 0 3.600.000 30.657.650

ZV-Umlage Erfolgsplan 1.704.296 1.695.563 1.840.502 2.001.743 2.811.250

davon Nürnberg 20,86% 355.516 353.694 383.929 417.564 586.427

davon Erlangen 62,74% 1.069.275 1.063.796 1.154.731 1.255.894 1.763.778

davon Herzogenaurach 16,40% 279.505 278.073 301.842 328.285 461.045

100,00% 1.704.296 1.695.563 1.840.502 2.001.743 2.811.250

ZV-Umlage Investitionsplan 3.836.452 11.165.391 4.474.000 1.848.000 2.044.350

davon Nürnberg 20,86% 800.284 2.329.101 933.276 385.493 426.451

davon Erlangen 62,74% 2.406.990 7.005.166 2.806.988 1.159.435 1.282.625

davon Herzogenaurach 16,40% 629.178 1.831.124 733.736 303.072 335.274

100,00% 3.836.452 11.165.391 4.474.000 1.848.000 2.044.350

ZV-Umlagen 
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Beschlussvorlage 

Vorlagennummer: 
34/2025 

Stellenplan für das Wirtschaftsjahr 2026 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

ZV StUB – Verbandsausschuss 01.10.2025 Ö Empfehlungsbeschluss 

ZV StUB – Verbandsversammlung 01.10.2025 Ö Beschluss 

Beteiligte Dienststellen 
AK Finanz- und Fördermittel 
Lenkungsgruppe  

I. Antrag

Die Verbandsversammlung beschließt den beiliegenden Stellenplan für 2026 in der vorlie-
genden Fassung. 

II. Begründung

Der Stellenplan 2026 basiert auf den für 2025 bereits vorgesehenen Stellen unter Berück-
sichtigung des Ausscheidens des einzigen Beamten des ZV StUB und die folgende Beset-
zung der Stelle durch einen tariflich angestellten Arbeitnehmer (Umschichtung 1,0 von A12 
zu E12).  

Anlagen 
Stellenplan 2026 

Dokumentation 
1. Original: Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
2. Kopie: Zum Vorgang
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Beschäftigte

Entgeltgruppe

Zahl der 

Stellen 2026

Zahl der 

Stellen 2025

Zahl der 

tatsächlich 

besetzten 

Stellen am 

30.06.2025

Erläuterungen

Leitende Angestellte (AT) 3,00 3,00 3,00

Entgeltgruppe 15

Entgeltgruppe 14 1,50 1,50 1,00

Entgeltgruppe 13 2,00 2,00 1,38

Entgeltgruppe 12 12,00 11,00 8,13

Entgeltgruppe 11 3,39 3,39 3,13

Entgeltgruppe 10

Entgeltgruppe 9c

Entgeltgruppe 9b

Entgeltgruppe 9a 1,00 1,00 1,00

Entgeltgruppe 8

Entgeltgruppe 7 1,00 1,00 0,00

Entgeltgruppe 6

Entgeltgruppe 5 2,30 2,30 0,77

Entgeltgruppe 4

Entgeltgruppe 3

Entgeltgruppe 2 1,00 1,00 0,00

Entgeltgruppe 1

Praktikant(in) 1,00 1,00 0,00

Insgesamt 28,19 27,19 18,41

Beamte 
Zahl der 

Stellen 2026

Zahl der 

Stellen 2025

Zahl der 

tatsächlich 

besetzten 

Stellen am 

30.06.2025

Erläuterungen

A 16

A 15

A 14

A 13

A 12 0,00 1,00 0,00

A 11

A 10

A 9

A 8

A 7

A 6

Insgesamt 0,00 1,00 0,00

Stellenplan 2026
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Beschlussvorlage 

Vorlagennummer: 
35/2025 

Haushaltssatzung für das Wirtschaftsjahr 2026 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

ZV StUB – Verbandsausschuss 01.10.2025 Ö Empfehlungsbeschluss 

ZV StUB – Verbandsversammlung 01.10.2025 Ö Beschluss 

Beteiligte Dienststellen 
AK Finanz- und Fördermittel 
Lenkungsgruppe 

I. Antrag

Die Verbandsversammlung beschließt die beiliegende Haushaltssatzung für 2026 in der vor-
liegenden Fassung. 

II. Begründung

Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung vom 05.05.2017 die Satzung dahingehend 
geändert, dass ab dem Jahr 2018 gem. Art. 40 Abs. 2 KommZG die Eigenbetriebsverord-
nung Anwendung auf den Zweckverband findet. 

Dementsprechend wurde der zuvor beschlossene Wirtschaftsplan aufgestellt, dessen Rah-
mendaten in die Haushaltssatzung eingeflossen sind. Die Aufteilung der Umlagen auf die 
Verbandsmitglieder erfolgt gemäß dem in der Satzung hinterlegten Schlüssel. 

Der Entwurf der Haushaltssatzung wurde den Verbandsmitgliedern gem. Art. 41 Abs. 1 
KommZG am 29.08.2025 bekannt gegeben. 

Anlagen 

Haushaltssatzung 2026 

Dokumentation 

1. Original: Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
2. Kopie: Zum Vorgang
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Haushaltssatzung 

des Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn 

Nürnberg – Erlangen – Herzogenaurach 

(ZV StUB) 

für das Haushaltsjahr 2026 

 

Aufgrund der Art. 40 Abs. 2 und Art. 42 des Gesetzes über die kommunale Zu-

sammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 Gemeindeordnung und den §§ 16 ff. der 

Verbandssatzung des „Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Erlan-

gen-Herzogenaurach“ erlässt dieser folgende Haushaltssatzung für das Jahr 

2026:  

 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hier-

mit festgesetzt; er schließt  

 

1. im Erfolgsplan mit   
 dem Gesamtbetrag der Erträge  3.691.605 Euro 
 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen  4.057.622 Euro 
 und einem Saldo von  -366.017 Euro 
   
2. im Vermögensplan mit   
 Ausgaben – Mittelverwendung  12.311.017 Euro 
 Deckungsmittel – Mittelherkunft  11.206.391 Euro 
 und einem Saldo  - 1.104.626 Euro 
   
3. im Investitionsplan mit  11.922.000 Euro 
   

 

ab.  

§ 2 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorge-

sehen.  
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§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Auszah-

lungen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen in künftigen Jahren 

wird auf 51.374.000 Euro festgesetzt.  

§ 4

1. Zur Finanzierung eines ausgeglichenen Cash-Flows aus laufender Geschäfts-

tätigkeit wird eine Umlage (sog. Zweckverbandsumlage Erfolgsplan) in

Höhe von 1.695.563 Euro festgesetzt. Die Umlage beträgt für

die Stadt Nürnberg 353.694 Euro 

die Stadt Erlangen  1.063.796 Euro 

die Stadt Herzogenaurach 278.073 Euro 

2. Zur Finanzierung von Investitionen wird eine Umlage (sog. Zweckverbandsum-

lage Investitionsplan) in Höhe von 11.165.391 Euro festgesetzt. Die Umlage be-

trägt für

die Stadt Nürnberg 2.329.101 Euro 

die Stadt Erlangen  7.005.166 Euro 

die Stadt Herzogenaurach 1.831.124 Euro 

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlun-

gen nach dem Wirtschaftsplan wird auf 1.000.000 Euro festgesetzt. 
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§ 6

Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft. 

Erlangen, __.__.____ 

Zweckverband Stadt-Umland-Bahn 

Nürnberg – Erlangen – Herzogenaurach 

(Siegel) Dr. German Hacker 
Verbandsvorsitzender 

Erster Bürgermeister der Stadt Herzo-
genaurach 
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Beschlussvorlage 

Vorlagennummer: 
36/2025 

Finanzplanung für die Jahre 2025 – 2029 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

ZV StUB – Verbandsausschuss 01.10.2025 Ö Empfehlungsbeschluss 

ZV StUB – Verbandsversammlung 01.10.2025 Ö Beschluss 

Beteiligte Dienststellen 
AK Finanz- und Fördermittel 
Lenkungsgruppe 

I. Antrag

Die Verbandsversammlung beschließt die beiliegende Finanzplanung für den Zeitraum 2025 
bis 2029 in der vorliegenden Fassung. 

II. Begründung

Der weitere Planungsprozess bestimmt den zukünftigen Finanzbedarf des Zweckverbandes. 
Das beauftragte Projektsteuerungsbüro hat die Planungskosten der nächsten Jahre abge-
schätzt. Gemäß aktuellem Rahmenterminplan sieht der Finanzplan für 2029 erste Baumaß-
nahmen vor. Auf Grundlage des erweiterten Organisationskonzepts wurde von der Ge-
schäftsstelle der Erfolgsplan abgeschätzt und unter Berücksichtigung der in Aussicht stehen-
den Grunderwerbe ein Ansatz für Grunderwerb getroffen. 

Anlagen 

Finanzplanung 2025 - 2029 

Dokumentation 

1. Original: Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
2. Kopie: Zum Vorgang
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Plan Plan Plan Plan Plan

Deckungsmittel – Mittelherkunft 2025 2026 2027 2028 2029

€ € € € €

1. Jahresgewinn 0 0 0 0 0

darin ZV-Umlage Erfolgsplan 0 0 0 0 0

2. Abschreibungen auf Sachanlagen 30.000 23.000 23.000 23.000 18.000

3. Buchwertabgänge Sachanlagen 0 0 0 0 0

4. Zuführung Rückstellungen 35.000 18.000 19.000 20.000 21.000

5. Zunahme Verbindlichkeiten 0 0 0 0 0

6. Zuschüsse

6.1. durch die ZV-Mitglieder (Investitionen) 3.836.452 11.165.391 4.474.000 1.848.000 2.044.350

6.2. durch Fremde 0 0 0 0 0

6.3 durch öffentlichen Bereich 0 0 0 3.600.000 28.016.100

7. Darlehen durch Fremde 0 0 0 0 2.738.550

8. Vermögensminderung / Entnahme Rücklage 7.952.752 1.104.626 5.597.017 3.846.017 0

11.854.204 12.311.017 10.113.017 9.337.017 32.838.000

Plan Plan Plan Plan Plan

Ausgaben – Mittelverwendung 2025 2026 2027 2028 2029

€ € € € €

1. Jahresverlust 368.204 366.017 366.017 366.017 0

darin ZV-Umlage Ergebnis 1.704.296 1.695.563 1.840.502 2.001.743 2.811.250

2. Investitionen in Sachanlagen 11.456.000 11.922.000 9.724.000 8.948.000 32.702.000

3. Darlehenstilgungen 0 0 0 0 97.000

4. Aufbau von Forderungen und aktiven

Rechnungsabgrenzungen 0 0 0 0 0

5. Auflösung von Rückstellungen 0 0 0 0 0

6. Auflösung von Sonderposten 30.000 23.000 23.000 23.000 18.000

7. Vermögensbildung / Zuführung zu Rücklagen
0 0 0 0 21.000

11.854.204 12.311.017 10.113.017 9.337.017 32.838.000

Plan Plan Plan Plan Plan

2025 2026 2027 2028 2029

€ € € € €

1. Stand der Finanzmittelrücklage am Anfang der Periode 19.705.330 11.752.578 10.647.952 5.050.935 1.204.918

2. Zuführung 0 0 0 0 21.000

3. Entnahme 7.952.752 1.104.626 5.597.017 3.846.017 0

4. Stand der Finanzmittelrücklage am Ende der Periode 11.752.578 10.647.952 5.050.935 1.204.918 1.225.918

Finanzplan 2025 bis 2029
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